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Editorial 

Sicherheit für all • 
• 

Fiktion oder Chance? 
Die Union übernahm im April 2004 

die Feststellungen von Fachleuten: 
Die Grenzen zwischen äußerer und 
innerer Sicherheit seien noch fiktiv. 
Angesichts einer Gemengelage von 
Gefährdungen und Bedrohungen 
durch Katastrophen, Unfälle, Groß
kriminalität, Terrorismus ging sie so 
weit, in den Verbund von polizeili
cher und nichtpolizeilicher Gefah
renabwehr die Streitkräfte mit ein
zubinden - mit der Konsequenz, die 
Bundeswehr auch im Inland einset
zen zu wollen. 

Die Führung der CDU/CSU-Bun
destagsfraktion verabschiedete ein 
Grundsatzpapier unter dem Titel 
"Landesverteidigung und Heimat
schutz". Sie sieht das Konzept als Teil 
einer umfassenden Sicherheitsstrate
gie. Zwar ist es angesichts der Mehr
heitsverhältnisse im deutschen Par
lament nicht sehr wahrscheinlich, 
dass diese Idee des Streitkräfteein
satzes Realität wird . Aber : Auch die 
derzeitige Bundesregierung verfügt in 
der Person des Bundesinnenminis
ters atto Schily über einen umtriebi
gen Protagonisten für eine verstärk
te Sicherheitspolitik. 

Die "Neue Strategie zum Schutz 
der Bevölkerung" wurde im Juni 2002 
unter dem Eindruck der Terroratta
cke auf die Vereinigten Staaten ein
vernehmlich von Bund tmd Ländern 
beschlossen . Ihre Intentionen erwie
sen sich aufgrund der Erfahrungen 
beim Hochwasser an der Eibe als 
richtig. So wurde ein jüngst beseitig
tes und aufgelöstes Fachamt mit neu
em Etikett und verändertem Inhalt als 
Lösung kreiert : ein Bundesamt, das 
sich neben der Planung und Vorbe
reitung der Zusammenarbeit von 
Bund und Ländern bei großflächigen 
Gefahrenlagen oder solchen von na
tionaler Bedeutung um die Präventi
on zum Schutz der Bevölkerung und 
zur Erhaltung der Infrastruktur zu 
kümmern hat. Das gesamte Bündel 
wurde als "Dienstleistungsangebot" 
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geschnürt, um jede inquisitorische 
Handlung des Bundes gegenüber der 
heiligen Kuh Föderalismus zu vermei
den. Dabei ist dem Bürger gleichgül
tig, wer ihm Sicherheit garantiert und 
wessen Einheiten und Einrichtungen 
in der Gefahr erfolgreich zum Einsatz 
kommen. 

Die Bürger 
verlangen Sicherheit 

Gerade in Fragen des Schutzes 
und der Sicherheit kennt der Bürger 
kein Pardon! Meinungsumfragen zei 
gen, dass die Trennung zwischen 
bundes- bzw. landesrechtlichen Kom
petenzen in der Gefahrenabwehr 
ebenso wie die Schutzrechte terror
verdächtiger Ausländer im Falle der 
Abschiebung mit über vier Fünftein 
aller Stimmen abgelehnt werden . 
Hier gibt es eine bemerkenswerte 
Übereinstimmung zwischen Union 
und Sozialdemokratie. Selbst die 
Wähler der Grünen stimmen dem zu 
(März 2004) . 

So wurde am 1. Mai 2004 das neue 
Bundesamt installiert. Es ist noch kei
ne dreieinhalb Jahre her, dass zum 
1. Januar 2001 das bis dahin 42 Jah
re bestehende Bundesamt für Zivil
schutz aufgelöst und als neue Lösung 
die Zentralstelle für Zivilschutz im 
Bundesverwaltungsamt vorgestellt 
wurde. Diese wurde dann von Ver
waltungsfragen freigestellt , die vom 
Kölner "Mutteramt" übernommen 
wurden. Das alte BZS hatte in der Tat 
der Administration einen besonderen 
Stellenwert eingeräumt. 

Diese Lösung hielt gerade mal 40 
Monate : Das neue Amt zeigt seine po
litische Intention durch die unverfäng
lichen Begriffe "Katastrophenhi lfe und 
Bevölkerungsschutz". Von bewaffne
ten Konflikten ist keine Rede mehr. 
Strategisches Denken ist gefragt. 
Lediglich Fachkräfte, nicht Verwal
tungsangestellte sollen zusätzlich ein
gestelltwerden. Da kann man nur hof
fen, dass die 440 Hauptverwaltungs-

beamten ebenfalls die Zeichen der 
Zeit erkennen und ihre Führungsqua
litäten weniger ihrem parteipoliti 
schen oder intuitiven Intellekt zu
schreiben, sondern der Aus - und 
Weiterbildung sowie Übungen. Im 
Juni 2003 hat die vom AKV eingesetz
te Arbeitsgruppe "Augusthochwasser 
2002" die Mängel aufgelistet, die Ur
sachen beschrieben und Verbesse
rungen gefordert. Allein in der Füh
rungsausbildung wurde - zu Recht -
festgestellt: "Kein einheitliches Füh
rungssystem, unzureichendes Zu
sammenwirken zwischen politisch 
verantwortlicher, administrativ-orga
nisatorischer und operativ-taktischer 
Ebene, unzureichende Unterstützung 
der Landkreise durch die Gemeinden, 
keine bundesweit definierte Einheiten 
oberhalb der Zugebe ne und mangeln
de Routine in der Führung von Groß
schadenlagen." Und das macht deut
lich, dass die Bundesländer mit ihren 
kommunalen Untergliederungen zu
ständig sind : Der Bund ist verfas
sungsrechtlich weitgehend außen vor. 

Garant tür 
Sicherheitsstrategie 

Zurück zum neuen Bundesamt als 
Garant einer neuen Sicherheitsstra
tegie: Es wird viel Arbeit haben (sie
he auch Seite 8ff.), die Länder, Krei 
se und Kommunen zu überzeugen, 
dass es ein fachlich guter und neu
traler Sachwalter ist und dass die 
operative Amtshilfe des Bundes, be
stehend aus Bundesgrenzschutz, 
Bundeswehr und Technischem Hilfs
werk, richtig eingeschätzt werden 
muss - entsprechend der Strukturen, 
der Fähigkeiten und des Leistungs
vermögens. Eine Analyse, der sich 
auch alle 440 Hauptverwaltungsbe
amten als Leiter der Unteren Kata-
strophenschutzbehörden selbst 

terziehen sollten. . J~ 

D,. Ho,", SChöl, \f'i 
un-

• 
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Zu ück in 9. Ja rh 
ngerelmt elten ~er an 

im K8tastrop enSCllutz 

ndert1 
erstrategle 

von Klaus-Henning Rosen, Ministerialdirektor a.D., Rheinbreitbach 

Als die Innenminister und -senatoren der Länder im Sommer 2002 mit 
dem Bundesminister des Innern die "Neue Strategie zum Schutze der Be
völkerung in Deutschland" vereinbarten, standen sie zweifellos unter dem 
Eindruck der terroristischen Anschläge von New York und Washington. 
Diese hatten bei deutschen Politikern und Katastrophenschützern die be
rechtigte Sorge ausgelöst, Deutschland könne auf solche Angriffe schlecht 
vorbereitet sein. Wahrscheinlich nur deshalb war es überhaupt möglich, 
innerhalb einer ungewöhnlich kurzen Frist von weniger als neun Monaten 
die Vision für ein grundlegend neu gestaltetes, nationales Schutzsystem 
zu Papier zu bringen. Diese Vision wird nun - leider - in Frage gestellt. 

Aufbauend auf internen Vorarbei
ten des Bundes - im Bundesinnen
ministerium und in der AKNZ - hatte 
eine Arbeitsgruppe von Bund und 
Ländern bereits im Februar 2002 ihre 
Blaupause entworfen. Im März legte 
sie diese im Facharbeitskreis V der 
Innenministerkonferenz vor. ,,'Philo
sophie' dieser neuen Rahmenkonzep
tion", antwortete die Bundesregie
rung auf eine Kleine Anfrage im Deut
schen Bundestag, "ist die gemein
same Verantwortung von Bund und 
Ländern für außergewöhnliche Ge
fahren- und Schadenlagen". 

Das Bekenntnis der Innenpolitiker 
von Bund und Ländern zu einer ge
meinsamen Verantwortung musste 
sich bereits zwei Monate später in 
einer gemeinsamen Aktion bewäh
ren: als infolge sintflutartiger Nieder
schläge die Donau, die Moldau und 
die Eibe mitsamt ihrer Nebenflüsse 
über die Ufer traten. Die Sommerflut 
von 2002 forderte 20 Todesopfer und 
fügte der Volkswirtschaft Schäden in 
Höhe von ca. 9,2 Milliarden Euro zu. 
Das Ausmaß der Schäden überstieg 
das der Oderflut von 1997 um ein 
Vielfaches. 

Die Innenministerkonferenz sah 
ihre Strategie vom Juni 2002 bestä
tigt und ergänzte sie auf der folgen
den Konferenz am 6. Dezember 2002 
um die Erkenntnisse aus der Hoch
wasserlage des Sommers. In diesem 
Sinne stellten die Regierungschefs der 
Länder am 27. März 2003 fest, dass 
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den Folgen möglicher terroristischer 
Angriffe, überregionaler Naturereig
nisse und Unglücksfälle "nur mit ge
samtstaatlichen Maßnahmen" zu be
gegnen sei. Eine Neuordnung der 
Zuständigkeiten von Bund - Schutz 
der Zivilbevölkerung im Verteidi
gungsfall - und Ländern - Katastro
phenschutz - sei erforderlich. Unge
achtet der hohen Einsatzbereitschaft 
der Helferinnen und Helfer hatten sich 
bei der Bewältigung des Hochwas
sers Mängel bei Vorsorge, Einsatz
planung und Kommunikation gezeigt; 
an dieser Stelle sei auf den Bericht 
des Deutschen Komitees für Katastro
phenvorsorge (DKKV), "Hochwasser
vorsorge in Deutschland. Lernen aus 
der Katastrophe 2002 im EIbegebiet" 
verwiesen. 

Inhalte der Strategie 
Die Schwerpunkte der "Neuen 

Strategie zum Schutz der Bevölke
rung in Deutschland" lassen sich wie 
folgt zusammenfassen: 

• Die Innenpolitiker sind nach wie 
vor davon überzeugt, dass der weit
gehend auf Freiwilligkeit beruhende 
Katastrophenschutz der Kommunen 
und Länder mit dem ergänzenden Ka
tastrophenschutz des Bundes sowie 
dessen Amtshilfeverpflichtung Kata
strophen beherrscht habe - bis nach 
den Greueln des 11. September 2001 
bis dato unvorstellbare Dimensionen 
von Katastrophen ins Kalkül gezogen 

werden mussten. Diese neuen Di
mensionen machen ein Umdenken 
unumgänglich. Deshalb müssten "die 
bestehenden Systeme (Herv. d. Verf.) 
... gemeinsam mit dem Ziel fortent
wickelt werden, die Bewältigung von 
Schadenereignissen dieser Dimensi
on zu verbessern." 

• "Ausgangspunktfür ein moder
nes Konzept zum Schutz der Gesell
schaft vor Gefahren müssen Risiko
analysen sein", heißt es im Grund
satzbeschluss der Innenminister. 
Damit machten sich die Innenminis
ter eine zum internationalen Standard 
gehörende Herangehensweise für ei
nen zeitgemäßen Katastrophenschutz 
zu eigen. Im Auftrag des Bundesmi
nisters des Innern vom 16. Juni 1999 
hatte die Universität Kiel im Herbst 
2001 ein am Kreis Dithmarschen 
durchgespieltes Modell für einen so 
genannten Schutzdatenatlas vorge
legt. Ziel: "ein bundesweit anwend
bares Verfahren zu entwickeln, das 
geeignet ist, Gefahren- und Risiko
potenziale sowie Vulnerabilitäten re
levanter gesellschaftlicher Teilberei 
che in Deutschland festzustellen." 
Darauf basierend legte die Akademie 
für Krisenmanagement, Notfallpla
nung und Zivilschutz (AKNZ) eine Pro
blemstudie zu "Risiken in Deutsch
land" vor. Diese sollte derfür das Jahr 
2004 angekündigten Risikoanalyse als 
wissenschaftliche Grundlage dienen. 
In diese AKNZ-Studie waren Erkennt
nisse des Deutschen Forschungsnet
zes Naturkatastrophen (DFNK) an der 
Universität Potsdam über die integra
tive und interdisziplinäre Forschung 
zu Naturkatastrophen eingeflossen . 

• Die Erkenntnisse des DFNK soll
ten außerdem Grundlage für ein zu 
entwickelndes Stufenkonzept sein. 
Dazu heißt es in dem von den Län
dern einvernehmlich beschlossenen 
IMK-Beschluss: "Ausgehend von der 
potenziellen Gefährdung und der Be
völkerungsdichte kommen Risikoka- ~ 
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Bilder wie dieses, aufgenommen im Sommer 2002, als die EIbe und ihre Nebenflüsse über die Ufer traten, erschütterten die Menschen 
und stellten einmal mehr die Zweiteilung des deutschen Katastrophenschutzssystems in Frage. Die " Neue Strateg ie zum Schutz der 
Bevölkerung" soll Antworten liefern. 

tegorien in Betracht, an denen die 
Versorgungsstufen ausgerichtet wer
den können (Herv. d. Verf.) . Eckpunk
te sind 

• normierter alltäglicher Schutz, 
• standardisierter flächendecken

der Grundschutz, 
• erhöhter Schutz für gefährdete 

Regionen und Einrichtungen, 
• Sonderschutz mit Hilfe von Spe

zialkräften (task forces) für von Bund 
und Ländern gemeinsam definierte 
besondere Gefahren." (Herv. d. Verf.) 

Schluss mit dem 
Gießkannenprinzip! 

Grundlegend neu am geplanten 
Bevölkerungsschutzsystem war die 
Stufe 4. Hier sollten - teilweise auf 
der Grundlage bestehender Systeme 
- für neuartige Gefahren aus ABC
Angriffen, für die Risiken neuartiger 
Verkehrssysteme (etwa in Tunneln 
oder beim Hochgeschwindigkeitsver
kehr), aber auch für die sich abzeich
nenden Folgen des Klimawandels -
Vorkehrungen getroffen werden. Das 
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Konzept sah zentrale Rettungseinhei 
ten und eine möglicherweise zentra
lisierte Bevorratung, etwa für die 
medizinische Versorgung, vor. An 
dieser gestuften Versorgung sollte 
sich auch die künftige Zuordnung der 
Rettungsmittel orientieren, denn - so 
heißt es ausdrücklich im IMK-Be
schluss - "dabei müssen besondere 
Gefährdungslagen in Betracht gezo
gen werden, um Mitte/vertei/ungen 
nach dem Gießkannenprinzip zu ver
meiden" . 

(Den Entwurf einer "Strategischen 
Neukonzeption der ergänzenden 
technischen Ausstattung des Kata
strophenschutzes im Zivilschutz" hat
te der Bundesminister des Innern zu 
Recht bis zur Vorlage der Risikoana
lyse zurückgestellt und die weitere 
Zuteilung ergänzender Katastrophen
schutzausstattung - ohne die Mittel 
in Frage zu stellen - angehalten .) 

Unabhängig davon hat der Bund -
seiner Verpflichtung aus dem ge
meinsamen Konzept folgend - das 
Deutsche Notfallinformationssystem 
(deNIS) entwickelt, das dazu dienen 

soll, die beim Kampf gegen die Elbe
flut deutlich gewordenen Kommuni 
kations - und Informationsmängel 
zwischen den Organisationen und 
unter den Ländern zu überwinden . 
Daneben gibt es mittlerweile das Ge
meinsame Melde- und Lagezentrum 
(GMLZ) ; ferner steht seit Oktober 
2001 ein Satellitenwarnsystem zur 
Verfügung . 

Mit ihrer mutigen und vorwärts 
weisenden Formulierung in Ziffer 8 
des IMK-Beschlusses zeigten die 
Länder ihre Bereitschaft, sich vom 
Konzept zum Zivi lschutz, das sie im 
Jahr 1995 mit dem Bund vereinbart 
hatten, zu verabschieden. Der Bund 
hatte nach dem Ende des Kalten 
Krieges sein Verteidigungskonzept 
grundlegend überarbeitet. Dement
sprechend hatte er Organisations
formen entwickelt und Rettungs
einrichtungen geschaffen, Geräte 
beschafft und Rettungskräfte aus
gebi ldet, die zugleich den Ländern 
im Rahmen ihrer Zuständigkeit für 
den Katastrophenschutz zur Verfü
gung standen . 
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Chance auf Reform 
schon einmal verpasst 

Die Chance auf eine Neuordnung 
des sehr komplexen Systems zum 
Schutz der deutschen Bevölkerung -
wie sie schließlich nach den Terror
anschlägen von 2001 beschlossen 
wurde - bestand bereits nach dem 
Fall des Eisernen Vorhangs. Aus dem 
Wegfall der militärischen Bedrohung 
resultierte zwangsläufig die Rückfüh
rung der Aufwendungen des Bundes 
für den militärischen sowie den zivi
len Bevölkerungsschutz. Rückbli
ckend kommt man nicht umhin fest
zustellen, dass die Länder diese Re
formfähigkeit damals nicht hatten . 
Angesichts des drohenden Verlustes 
der Leistungen des Bundes für den 
in ihrer Kompetenz liegenden Kata
strophenschutz (und damit höhere ei
gene Halishaltsaufwendungen) 
machten sie ihre Zustimmung zur 
Reform des Zivilschutzes davon ab
hängig, dass der Bund Geräte und 
Ausbildung von 16 verschiedenen 
Katastrophenschutzsystemen finan
zierte. Der Bund stimmte einem so 
genannten ergänzenden Katastro
phenschutz ( § 11 des Zivilschutzge
setzes) zu, indem er den Ländern auf 
der Basis der 440 (für den Katastro
phenschutz zuständigen Stadt- und 
Land-)Kreise Ausstattungspakete zu
sagte . Die den Feuerwehren und den 
übrigen im Rettungs- und Katastro
phenschutz tätigen Hilfsorganisatio
nen zugeteilten Leistungen für die 
kommenden zehn Jahre haben ein 
Volumen von etwa 0,63 Milliarden 
Euro. 

Zuteilung am Bedarf vorbei 
Dass die Gießkannenpraxis bei 

der Verteilung der Mittel im ergän
zenden Katastrophenschutz unbefrie
digend war, wusste man längst. In
sider aus Ministerien und Organisa
tionen räumten in vertraulichen 
Gesprächen ein, dass das Konzept 
des ergänzenden Katastrophenschut
zes von 1995 auch angesichts tech
nischer Neuentwicklungen zum Teil 
am Bedarf vorbeiging. Vielfach fehl
ten die Spezialkräfte, welche die 
Ausrüstung überhaupt hätten einset
zen können. Aber welche Organisa
tion war schon bereit, etwa auf die 

Notfallvorsorge 2/2004 

Zuteilung eines neuen ABC-Erkun 
dungsfahrzeugs durch den Innenmi
nister zu verzichten? Und welcher 
Politiker könnte sich mit tauben Oh
ren gegen Proteste a la "Die ande
ren haben so etwas auch in ihrem 
Fahrzeugpark!" wappnen? 

Die Länder haben den Bund in der 
Sitzung des Arbeitskreises V in Dres
den - nach Kenntnisnahme eines Be
richts der Arbeitsgruppe "Risiken in 
Deutschland" - mit der Feststellung 
überrascht, "dass die bisherigen Ver
teilungsquoten (welche, wird nicht 
gesagt - Anm. des Verf.) beibehal 
ten werden sollen". Das bedeutet die 
Rückkehr zum geschilderten Gieß
kannenprinzip, das man in Ziffer 8 der 
Neuen Strategie überwunden glaub
te . Indem sie ihren Beschluss vom 
Juni 2002 deutlich relativieren, räu
men die beamteten Katastrophenpla
ner der Länder immerhin ein: "In die
sem Rahmen ist (00 .) eine der spezifi 
schen Gefährdung des jeweiligen 
Landes angepasste Ausstattung an
zustreben." (Herv. d. Verf.) 

Der Wunsch der Länderfachbeam
ten an den Bund lautet, er möge sein 
Beschaffungskonzept auf der Basis 
der nach dem Neukonzept für nötig 
gehaltenen technischen Ausstattung 
,,zeitnah (gemeint ist wohl: sofort) 
und mindestens im bisherigen Um
fang fortsetzen". Sie wollen dann 
"jeweils die Ausstattung mit dem 
Bund vereinbaren." 

Die Risikoanalyse liegt bisher nicht 
vor; wie sie aussehen wird, ist noch 
völlig offen! Vor allem weiß noch nie
mand, wie künftig neuartige Risiken 
in das ministerielle Gefährdungskon
zept einbezogen werden . Dass es bei 
der Definition von Risiken nicht kon
fliktfrei zugehen wird , zeigt sich 
bereits am Dresdner Beschluss. Der 
Konflikt wird jedoch weniger zwi
schen Bund und Ländern, sondern 
vielmehr zwischen den Ländern un
tereinander ausgetragen, da sie um 
ihre Anteile am Förderkuchen des 
Bundes fürchten . 

Den Ländern lag bei ihrem Be
schluss eine Expertise des Amtes für 
Katastrophenschutz des Landes 
Schleswig-Holstein vor, das die Kon
sequenzen einer Neukonzeption für 
den zivilen Bevölkerungsschutz "für 
siedlungsstrukturelle Gebietstypen" 

berechnet hatte. Das Ergebnis waren 
so genannte "Landesgefährdungs
zahlen", bei denen die für ländliche 
Räume befürchtete Verringerung von 
Zuweisungen durch einen Zu 
schlagsfaktor ausgeglichen wurde. 
Wie von Länderseite in einem Fach
gespräch eingeräumt wurde, forder
te der Bund das Festhalten an sei 
nem bisherigen Verteilungsschlüssel , 
weil durch das - von den Ländern 
mitbeschlossene - Konzept eine Be
vorteilung der Stadtstaaten mit ho
her Bevölkerungsdichte und den 
Standorten mit risikogeneigter Wirt
schaft und Infrastruktur befürchtet 
wurde. 

Aus für Neue Strategie? 
Es ist leider zu fürchten, dass das 

zukunftsweisende, an künftigen Risi 
ken orientierte Katastrophenschutz
konzept gestorben ist. Den Bund -
der seine Mittelzusage nicht wider
rufen, sondern lediglich nur ein Mo
ratorium verfügt hatte - kann ange
sichts der schwierigen Diskussionen 
mit den Ländern über Sicherheitsbe
lange die Aussicht auf mühseligen 
Handel mit den Ländern kaum erfreu
en. Man kann nur hoffen, dass der 
internationale Terrorismus seine Pla
nungen nicht an der Innovationsfä
higkeit des deutschen Föderalismus 
orientieren wird . 

Der überraschende Beschluss der 
Fachbeamten des AK V weicht nicht 
nur deutlich von der Absprache der 
Innenminister ab, er bedeutet auch 
einen Rückschritt auf dem Weg zu 
einem modernen nationalen Katastro
phenschutz. Der Bund soll dauerhaft 
verpflichtet werden, bereits Stufe 2 
des neuen Konzepts für den Katastro
phenschutz mitzufinanzieren, für die 
er nicht zuständig ist. Was den Län
dern, wenn es tatsächlich zu dieser 
Kehrtwende im Katastrophenschutz 
kommen sollte, offenbar nicht be
wusst ist: Die Europäische Kommis
sion, die seit langem ihre Irritation 
über das 16-teilige Katastrophen
schutzsystem Deutschlands nicht ver
hehlt, könnte ein zusätzliches Argu
ment für ihren - bisher stets durch 
die Bundesregierung gebremsten -
Drang nach mehr Kompetenzen im 
Katastrophenschutz gewinnen . • 

7 



von Dr. Horst Schöttler, Kaisers/autern 

"Soll dem Bund künftig mehr Verantwortung für den Katastrophenschutz 
übertragen werden?" Der Bundesrat, das Verfassungsorgan der Länder, 
hat diese Fragen vor kurzem eindeutig verneint. Nichtsdestotrotz haben 
die Erkenntnisse und Erfahrungen aus den Ereignissen des 7 7. September 
2007 und des EIbe-Hochwassers im August 2002 zur Einsicht geführt: 
Föderalismus ist ein überzeugendes politisches Konzept. 

Bei Natur- und Technikkatastro
phen ebenso wie bei asymetrischen 
Bedrohungen (Terrorangriffe, Groß
kriminalität) müssen grenzüberschrei
tende Gefahrenlagen koordiniert. ge
steuert, einvernehmlich bewertet und 
beantwortetwerden. Ausdruck dieser 
Überzeugung war der Beschluss der 
Ständigen Konferenz der Innenminis
ter und -senatoren der Länder (IMK) 
am 5./6. Juni 2002, eine Rahmenkon
zeption zu entwickeln, welche die 
Hilfspotenziale des Bundes und der 
Länder enger vernetzt und verzahnt 
und mit neuen Koordinierungs- und 
Informationssystemen eine verlässli 
che Lagebeurteilung ebenso wie eine 
zeitnahe (Re-)Aktion ermöglicht. Die 
kurz darauf bei der Sommerflut 2002 

" C 
<0 

zu Tage gespülten Mängel bestätigen 
den Ansatz, ein Dienstleistungszen
trum mit dem hohen verfassungs
rechtlichen und moralischen Auftrag, 
Menschen zu retten und die Bevölke
rung zu schützen, zu errichten. 

Das Notfallinformationssystem 
deNis, das Gemeinsame Melde- und 
Lagezentrum von Bund und Ländern 
(GMLZj. die Warnzentrale mit dem 
System SATWAS folgten im Herbst 
2002 und nahmen ihre Arbeit auf -
zunächst unter den Auspizien der 
Zentralstelle für Zivilschutz (ZfZL 
zugleich Abteilung V des Bundesver
waltungsamtes in Köln. Doch schon 
bald entwickelte der agile und poli 
tisch sensible Bundesinnenminister 
Otto Schily einen Plan, ein neues Si-

cherheitszentrum ZU errichten. Die
ses sollte konzeptionell, aktiv, vor
beugend und kompetent die poten
ziellen Gefahren analysieren und ihre 
Antworten bündeln. Bei der Anhö
rung des Strategischen Beirats beim 
Bundesinnenminister, der letztmalig 
am 10. November 2003 zusammen
trat, betonte Schily, dass es sich bei 
dem neuen Amt um ein gestaltendes 
und nicht um ein verwaltendes Ele
ment handele. 

Ursus Fuhrmann, Hauptreferent 
des Deutschen Städtetages, und der 
Autor als Vertreter der Johanniter
Unfall-Hilfe wiesen unisono auf den 
gravierenden Mangel des ehemaligen 
Bundesamtes für Zivilschutz hin, das 
mit mehr als 1.500 Verwaltungsvor
schriften Sicherheit mehr als admi
nistrative denn als humanitäre Auf
gabe sah. Minister Schily begriff 
schnell: Der Verwaltungsteil bleibe 
weitgehend beim Bundesverwal
tungsamt, versicherte er zur Zufrie
denheit der anwesenden operativen 
Potenziale den Feuerwehren, den 
Hilfsorganisationen und dem THW. 

~ ~I --------~~--~--~----~~--~----~----~--~--------.-----

Zentrum 
Krisenmanagement/ 
Katastrophenhilfe 
Ur. RD Ralf Tiesler 

• Gemeinsames MeIde
und Lagezentrum von 
Bund und Ländern 

• Warnzentrale (Warnung der 
Bevölkerung) 

• Deutsches Notfallvorsorge
Informationszentrum (deNIS) 

• Koordinierungsstelle für Opfer
und Angehörigenhilfe nach 
schweren Unglücksfällen und 
Terroranschlägen 

Zentrum 
Notfallvorsorgel 
Notfallplanung, 
Internationale 
Angelegenheiten 
Ur. LBD Dipl. -Ing. 
Wolfgang Weber (früher Ur. ZfZ) 

• Grundsatz 
• Selbstschutz 
• Information der Bevölkerung 
• Internationale 

Angelegenheiten 
• Ehrenamt 

Zentrum 
Schutz Kritischer 
Infrastrukturen - KRITIS 
(neu) 
im Aufbau (Leiter Projektgruppe 
Dr. Wolfram Geier) 

• Risikoanalysen/ 
Gefährdungskataster 

• Sektion Energie 
• Sektion Wasserversorgung/ 

baulicher Schutz 
• Sektion KommunikationliT 
• Sektion Verkehr 

Zentrum 
Katastrophenmedizin (n 
in Planung 

• Gesundheitsschutz 
• Medizinisches und seuch 

hygienisches Managemen 
• Erste Hilfe 



hutz und 

Föderales Prinzip bleibt 
unangetastet 

Ob es dabei bleiben wird, wird die 
Zukunft des BBK zeigen. Rechts
grundlage des neuen Amtes sind die 
Artikel des Grundgesetzes 73, Nr. 1 
und 35 Abs. 2 und 3. Damit wird klar, 
dass es durch die neue Institution 
keine Zuständigkeitsverlagerungen 
geben soll und das föderale Prinzip 
weder in Frage gestellt noch ange
tastet wird. Sie ist vielmehr Instru
ment und Garant der "Neuen Strate
gie zum Schutz der Bevölkerung in 
Deutschland", wie es vom AK V am 
28. Oktober 2002 aufgrund der Vor
gaben der IMK erarbeitet wurde . 

Am 6. Dezember 2002 beschloss 
die IMK unter TOP 36: 

3. Die IMK hält es für notwendig, 
dass der Bund die einschlägigen Vor
schriften, wie zum Beispiel das Zivil 
schutzgesetz, anpasst, um Aufgaben 
zum Schutz vor kriegerischen Hand
lungen und Angriffen von nationaler 
Bedeutung wahrnehmen zu können, 

Präsident BBK 
NN. -----Vizepräsident BBK 

Rudolf Atzbach 

• 
I 

die nicht eindeutig als Verteidigungs
fall im herkömmlichen Sinne einzu
stufen sind. Für diese Fälle, in denen 
die Länder aufgrund der Verfassungs
lage nach wie vor die Hauptlasten zu 
bewältigen haben, muss der Bund ver
mehrt Verantwortung übernehmen. 

Ungeachtet der guten Struktur der 
nichtpolizeilichen Gefahrenabwehr 
besteht in Deutschland aufgrund der 
Erfahrungen aus Großschadenereig
nissen Handlungsbedarf bei biologi
schen und chemischen Risiken, vor 
allem bei terroristischen Angriffen 
sowie bei Gefahrenlagen und Natur
ereignissen. 

Eine wesentliche Voraussetzung 
für Einsatz und Führung im Bevölke
rungsschutz ist die ressort- und fach
übergreifende Zusammenarbeit so
wie die Koordination auf kommuna
ler und regionaler Ebene. 

Angesichts von Lücken im Warn
system sind technische Konzepte zur 
Warnung der Bevölkerung zu entwi
ckeln. Die Finanzierung des Zivil
schutzes ist sicherzustellen und zu 
vereinfachen . 

(frÜher Vizepräs. BKA) 
Stabsstelle 
Presse/Öffentlichkeitsarbeit 

Zentrum 

4. Die IMK bittet den Bund, die 
vorgeschlagenen Maßnahmen in Zu
sammenarbeit mit den Ländern um
zusetzen. 

10. Der AK V wird beauftragt, nach 
Auswertung des Hochwassergesche
hens vom Sommer 2002 durch die 
Länder sowie nach Auswertung der 
Übung der interministeriellen Bund
Länder-Koordinierungsstelle Ende 
November 2002 an der AKNZ zu prü
fen, in welcher Weise der Bund bei 
großflächigen Gefahrenlagen Infor
mations- und Koordinierungsfunkti
onen zur Unterstützung des Krisen
managements der Länder verstärkt 
vorbehalten bzw. wahrnehmen soll. 

Ausdruck dieser Beschlüsse sind 
die sieben Zentren im BBK, vier Fach
bereiche, die bisher schon Bestand 
hatten, und drei neue Projektzentren, 
die über "Katastrophenabwehr
schutz und -hilfe" hinausreichen : 
• Krisenmanagement/Katastrophen

hilfe; 
• Notfallvorsorge/Notfallplanung -

internationale Angelegenheiten 
(letzteres neu); ~ 

. WD Dr. Willi Marzi (mdWdGb) 

ABC-SChutz/Vorsorge 
SChutzkommission Forschung 
Fachinformationsstelle Zivil
und Katastrophenschutz (FIS) 

Zentrum 
Zivilschutzneuausbildung 
Ur. Dipl. -Ing. Dietrich Läpke 

• Akademie für Krisen
management, Notfallplanung 
und Zivilschutz (AKNZ) 

Ergänzender 
Katastrophenschutz • 
Technik und Ausstattung 
Ur. LBD Dipl.-Ing. 

Sachbereich 
Verwaltung 

• Grundsatzangelegenheiten 
der Zivilschutzaus-
und -fortbildung 

Gerhard Kroll 

• Baulicher Zivilschutz 
• Wassersicherstellung 
• Kulturgutschutz 
• Ausstattung und Beschaffung 
• Wirtschaftliche 

Angelegenheiten des 
Katastrophenschutzes 



Artikel 1 - Gesetz über die Errichtung des Bundesamtes 
für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe (BBKG) 

§ 1 Errichtung des Bundesamtes 
Der Bund errichtet das Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastro
phenhilfe als Bundesoberbehörde. Es untersteht dem Bundesministerium 
des Innern. 
§ 2 Aufgaben des Bundesamtes 
(1) Das Bundesamt nimmt Aufgaben des Bundes auf den Gebieten des 
Bevölkerungsschutzes und der Katastrophenhilfe wahr, die ihm durch das 
Zivilschutzgesetz oder andere Bundesgesetze oder auf Grund dieser Geset
ze übertragen werden oder mit deren Durchführung es vom Bundesminis
terium des Innern oder mit dessen Zustimmung von anderen fachlich zu
ständigen obersten Bundesbehörden beauftragt wird, soweit keine andere 
Zuständigkeit durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes festgelegt ist. 
(2) Das Bundesamt unterstützt das Bundesministerium des Innern auf den 
in Absatz 1 genannten Gebieten und mit dessen Zustimmung die fachlich 
zuständigen obersten Bundesbehörden. 
(3) Soweit das Bundesamt Aufgaben aus einem anderen Geschäftsbe
reich als dem des Bundesministeriums des Innern wahrnimmt, untersteht 
es der fachlichen Aufsicht der zuständigen obersten Bundesbehörde. 

Artikel 2 - Änderung des Zivilschutzgesetzes 
In § 4 Abs. 1 und 2 des Zivilschutzgesetzes vom 25. März 1997 (BGBI. I S. 
726), das durch Artikel 11 des Gesetzes vom 3. Dezember 2001 (BGBI. I S. 
3306) zuletzt geändert worden ist, wird das Wort "Bundesverwaltungs
amt" jeweils durch die Wörter "Bundesamt für Bevölkerungsschutz und 
Katastrophenhilfe" (BBK) ersetzt. 

Artikel 4 - Änderung des Gesetzes zu der Konvention zum Schutz von 
Kulturgut bei bewaffneten Konflikten vom 14. Mai 1954 
In Artikel 2 Abs . 1 und 5 des Gesetzes zu der Konvention vom 14. Mai 1954 
zum Schutz von Kulturgut bei bewaffneten Konflikten vom 11. April 1967 
(BGBI. 11 S. 1233), das durch Artikel 1 des Gesetzes vom 10. August 1971 
geändert worden ist, werden die Wörter "Bundesamtfür Zivilschutz" durch 
die Wörter "Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe" 
ersetzt. 

ArtikelS - Inkrafttreten 
Dieses Gesetz tritt am ersten Tag des auf die Verkündung folgenden Ka
lendermonats in Kraft. 
Anmerkung der Redaktion: Die Verkündigung im Bundesgesetzblatt erfolgte am 27. 
April 2004; die Errichtung des Amtes am 1. Mai 2004. 

• Kritische Infrastrukturen (KRITIS) 
(neu); 

• Katastrophenmedizin (neu); 
• Zivilschutzforschung/ABC-Schutz/ 

Vorsorge; 
• Zivilschutzausbildung (Mittelpunkt 

AKNZ); 
• Ergänzender Katastrophenschutz, 

Technik und Ausstattung); 
• (Verwaltung) . 

Während das Zentrum "Kritische 
Infrastruktur" derzeit von einer Pro
jektgruppe aufgebaut wird, hängt das 
Zentrum "Katastrophen medizin" 
noch am seidenen Planungsfaden . 
Dabei ist es angesichts der Schwä
chen in der Notfall- und Katastro-
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phenmedizin, die in keiner Approba
tionsordnung verankert sind, und im 
Wissen um die Ausbildung von Me
dizinstudenten an deutschen Hoch
schulen wünschenswert und drin
gend erforderlich, durch ein solches 
Zentrum ein politisches Zeichen zu 
setzen und die vorhandenen Wis
senslücken schließen zu helfen. 

Das junge Bundesamt ist ein Sig
nal von Bund und Ländern, ein Sym
bol für Sachdenken und den Verfas
sungsauftrag "Bevölkerungsschutz" 
(Jeder hat das Recht auf Leben und 
körperliche Unversehrtheit - Art. 1 
GG) und eine Motivation für alle 
haupt- und ehrenamtlichen Helfer -
und das ist gut so! • 

Hilfsor 
und das 

von Iris Schneider, 
Johanniter International, Brüssel 

Seit dem 1. Januar 2001 hat die 
Europäische Union (EU) interna
tionale Einsätze im schweren Kata
strophenfal/ über das so genannte 
"Gemeinschaftsverfahren zur Koor
dinierung von Katastrophenschutz
maßnahmen bei schweren Notfäl
len U geregelt. Angesichts grenzüber
greifender Katastrophen in Europa 
sowie der Notwendigkeit der ge
meinsamen Hilfe bei Katastrophen 
außerhalb Europas wurde dieses 
Verfahren notwendig. Praktiziert 
wurde es beispielsweise beim Erd
beben in Bam im Iran. 

Der Bevölkerungsschutz, der nach 
deutschem Verständnis den Zivil
und Katastrophenschutz umfasst, 
war bis vor wenigen Jahren von den 
Zuständigkeiten der EU praktisch 
nicht erfasst. Dies hat sich nach neu
en Erkenntnissen über Großkatastro
phen und Terrorismus verändert. Die 
EU bekennt sich heute zu einer ge
meinsamen Außen- und Sicherheits
politik, die auch Instrumente des ge
meinsamen Katastrophenschutzes 
benötigt. Folgerichtig ist im europäi
schen Verfassungsentwurf vom 27. 
Juni 2003, der durch den so genann
ten Europäischen Konvent ausgear
beitet wurde, der Katastrophen 
schutz im Abschnitt 111, Artikel 111-184 
erstmalig erwähnt '. Es wird also, 
wenn diese Verfassung verabschie
det werden sollte, auch eine Rah
menrichtlinienkompetenz für den Ka
tastrophenschutz auf europäischer 
Ebene geben. In Deutschland muss 
dann vermutlich das System des Ka
tastrophenschutzes überdacht wer
den, denn die Länderhoheit im Be
reich des Katastrophenschutzes in 
Deutschland wird dabei nach deut
scher Ansicht nicht angemessen be
rücksichtigt. 

Notfallvorsorge 2/2004 



~nisationen 
ropäische Gemeinschafts hren 

Im Wesentlichen geht es bei dem 
so genannten Gemeinschaftsverfah
ren darum, Personalressourcen für 
Einsätze in Krisenregionen aufzubau
en und die schnelle und effiziente Zu
sammenarbeit zwischen einzeIstaat
lichen KatastrophenschutzsteIlen zu 
regeln . Da dieses Verfahren von der 
Generaldirektion Umwelt der Europä
ischen Kommission geregelt ist, geht 
es allerdings nur um Katastrophen
schutzeinsätze innerhalb der Mitglied
staaten und in Drittländern, weniger 
hingegen wie bei dem United Nati
ons Office for the Co-ordination of 
Humanitarian Affairs (UNOCHA) auch 
um humanitäre Einsätze außerhalb 
des reinen Katastrophenschutzes. 

Schnittstellen noch 
in der Diskussion 

Die Schnittstellen zu UNOCHA und 
zum Büro für Humanitäre Hilfe der 
EU (ECHO) im Bezug auf Einsätze im 
Rahmen des Gemeinschaftsverfah
rens in Drittländern werden zum Teil 
noch diskutiert. In einer Entscheidung 
des Rates vom 27. September 2000 
heißt es dazu: ,,( ... ) diese Einsätze 
umfassen in der Anfangsphase der 
Katastrophe Rettungsmaßnahmen 
und humanitäre Erstversorgung". 
Diese Schnittstellen sind auch wich
tig im Zusammenhang mit der politi 
schen Bewertung des Verfahrens. 
Während ECHO nach eigenem Ver
ständnis unparteiisch helfen will, ist 
das Gemeinschaftsverfahren wohl 
eher als politisches Instrument der 
EU einzustufen . So ist es jedenfalls 
ersten praktischen Einsatzberichten 
zu entnehmen. 

Der Aufbau der Personalressour
cen erfolgt mit Hilfe von Schulungen, 
die in drei Ebenen gegliedert sind. 
Es werden Missionsleiter, "Assess
ment teams" und Teams für den kon
kreten Einsatz vor Ort geschult. Ge
rade ist die erste Runde der Schu-

Notfallvorsorge 2/2004 

lungen von Einsatzkräften im Rahmen 
des Gemeinschaftsverfahrens abge
schlossen . An den Schulungen ha
ben sich auch Mitarbeiter deutscher 
privater Hilfsorganisationen beteiligt. 

Koordination in Händen 
übergeordneter Behörden 

Eine Beteiligung der Hilfsorganisa
tionen am Gemeinschaftsverfahren 
erfolgt also über den Einsatz von 
Fachkräften. Wichtig ist in diesem 
Zusammenhang, dass alle Einsätze 
von übergeordneten Behörden, also 
im Falle Deutschlands vom Innenmi
nisterium, koordiniert werden . 

Das Gemeinschaftsverfahren setzt 
voraus, dass ein EU-Mitgliedsland 
oder ein Drittstaat ein Hilfeersuchen 
an die EU richtet. In Deutschland be
stimmt dann die Regierung, wer als 
Katastrophenschutzorganisation mit
wirkt. Private Hilfsorganisationen ha
ben ausdrücklich kein eigenes An
tragsrecht bei der EU, auch nicht für 
die Mitwirkung bei Übungen . 

Andererseits ist die Mitwirkung 
von privaten Organisationen, gege
benenfalls innerhalb ihrer eigenen in-

ternationalen Netzwerke (etwa des 
Internationalen Roten Kreuzes und 
Johanniter International) oder im 
Rahmen von UNOCHA bei Katast ro
phen immer möglich in dem Rahmen, 
den ein betroffener Staat zul ässt. 

Zusammenfassend lässt sich also 
nach ersten Erfahrungen sagen, dass 
das Gemeinschaftsverfahren ein 
wichtiger Baustein für die Koord inie
rung des Katastrophenschutzes auf 
europäischer und weltweiter Ebene 
geworden ist. Die Rolle, die private 
Hilfsorganisationen darin spielen, ist 
allerdings als eher gering einzustu
fen . Die EU zeigt keine Tendenzen, 
die in Deutschland vorhandene Plu
ralität im Hilfeleistungssystem zu eu
ropäisieren . Diese Einstellung ist 
einerseits nach EU-Recht vorgege
ben , entspricht andererseits aber 
auch der Lage, denn internationale 
private Katastrophenschutzorganisa
tionen haben sich bisher auf Brüsse
ler Ebene in dieser Materie auch nicht 
erkennbar positioniert. 

1 Näheres siehe Verfassungsentw urf 
vom 27.06.02003 in : http: //european
convention .eu.int/docs/Treaty/cv00820-
reOl .de03.pdf • 
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Das polnische System zur Vel 

Umsetzung der Vors 

von Prof. Dr.-Ing. Jerzy S. Michalik, Zentralinstitut für Arbeitsschutz - Staat
liches Forschungsinstitut (CIOP-PIB), Warschau 

Am 1. Oktober 2001 sind zwei Rechtsvorschriften in Kraft getreten, auf 
deren Grundlage in Polen ein System zur Verhinderung von Störfäl/en ein
geführt werden konnte: das Umweltschutzrecht [1} und das Gesetz über 
die Einführung des Umweltschutzrechts und des Abfal/gesetzes und über 
die Änderung mancher Gesetze [2}. 

Die Fragen der Störfallvorbeugung 
sind außer den entsprechenden Be
stimmungen der genannten Gesetze 
durch weitere detaillierte Vorschrif
ten geregelt, die auf den genannten 
Gesetzen [1,2) beruhen: 

Verordnungen des Wirtschaftsmi
nisters (MW) und des Ministers tür 
Wirtschaft, Arbeit und Sozialpolitik 
(MWAS): 

• MW - über Arten und Mengen 
von Gefahrstoffen, die über die Ein
ordnung eines Betriebes in die Grup
pe der Betriebe mit erhöhtem oder 
hohem Risiko eines schweren Indus
triestörfalls entscheidet (3); 

• MWAS - über Anforderungen, 
die der Sicherheitsbericht eines Be
triebes mit hohem Risiko zu erfüllen 
hat (4) ; sie hat die frühere MW-Ver
ordnung ersetzt (5); 

• MWAS - über Anforderungen, 
die die Operations- und Rettungsplä
ne 1 zu erfüllen haben (6); sie hat zwei 
früher geltende Verordnungen ersetzt 
[7,8). 

Verordnungen des Umwelt
schutzministers: 

• über den detaillierten Umfang 
von Informationen, die vom Wojevod
schaftskommandanten der Staatli
chen Feuerwehr veröffentlicht wer
den sollen (9); 

• über schwere Störfälle, die der 
Anmeldungspflicht beim Hauptin
spektor für Umweltschutz unterlie
gen (10). 

Diese erlassenen Rechtsakte sol
len noch nach Art. 4 des Gesetzes 
(11) um eine Information über Ände-
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rungen der Erstellungstermine der 
Hauptdokumente des Systems er
gänzt werden. 

Das polnische System zur Verhin
derung von Störfällen stellt eine Um
setzung der Vorschriften der Europä
ischen Union - der Seveso-II-Richtli
nie (96/82/EC) (12) - in die polnische 
Gesetzgebung dar. 

Die wichtigsten 
juristischen Subjekte 

Die Grundsätze der Verhinderung 
von Störfällen, die Festlegung der 
natürlichen und juristischen Personen 
in den neuen Vorschriften und deren 
Pflichten und Aufgaben sowie die 
Bestimmung der wichtigsten Doku
mente und Prozeduren, die sich zum 
System zur Verhinderung von Stör
fällen zusammensetzen, sind im Titel 
IV "Schwere Störfälle" des Gesetzes 
(1) enthalten. 

Mit dem Umweltschutzgesetz (1) 
wurden in Polen - entsprechend den 
Anforderungen der Seveso-II-Richt
linie (12) - zwei Kategorien gefährli
cher Objekte eingeführt: 

• Betrieb mit erhöhtem Störfallri
siko (BES); 

• Betrieb mit hohem Störfallrisiko 
(BHS). 

Der Klarheit halber sei hinzugefügt, 
dass nach dem Identifizierungsverfah
ren bei der Einordnung von Anlagen 
in die BES- oder BHS-Kategorie au
ßer technologischen Anlagen unter 
anderem auch freistehende oder un
terirdische Behälter, Rohrleitungen, 

die Gefahrstoffe führen, und Lager in 
Bauobjekten gehören. Über die Ein
ordnung einzelner Anlagen oder gan
zer Betriebe in die entsprechende 
Kategorie entscheiden - entspre
chend den Bestimmungen des Geset
zes (1) und der Verordnung (3) - die 
Art und die Menge der Gefahrstoffe 2• 

Natürliche Person der polnischen 
Vorschriften (1) ist der Leiter einer 
Anlage oder eines Betriebes, die un
ter die Kategorie BES oder BHS fal
len. Die Vorschriften erlegen ihm die 
meisten Pflichten zur Verhinderung 
von Störfällen auf. Beim Leiter han
delt es sich um den Eigentümer der 
Anlage bzw. des Betriebes oder um 
eine Person, die über die Anlage oder 
den Betrieb auf Grund eines anderen 
Rechtstitels verfügt. 

Im Gesetz (1) und dem Gesetz 
über die Einführung .. . (2) sind als 
juristische Personen einige Organe 
der Regierungs- und der Kommunal
verwaltung sowie öffentliche Einrich
tungen genannt, die für die Erfüllung 
verschiedener Pflichten und Aufga
ben im Rahmen des Systems zur 
Verhinderung von Störfällen zustän
dig sind . 

Grundsätzlich wurden mit allen 
operativen Aufgaben im Bereich der 
Kontrolle, der Überwachung und der 
Entscheidung die Organe der Staatli
chen Feuerwehr (PSP) beauftragt. Die 
allgemeine Überwachung von Seiten 
des Staates und die Ausführung der 
sich aus den polnischen Vorschrif
ten ergebenden allgemeinstaatlichen 
Aufgaben (Register der gefährlichen 
Betriebe, Störfallregister und -daten
bank, internationale Aufgaben des 
Staates, beispielsweise Behebung 
grenzüberschreitender Störfallfolgen) 
obliegen dem Umweltschutzminister 
und den Strukturen dieses Ressorts 
sowie den Wojevodschafts-Umwelt
schutzinspektoren (eine Wojevod
schaft ist ein Bezirk). Diese Institutio
nen sind unabhängig von der Wahr-
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linderung von Störfällen 
lritten der Seveso-II-Richtlinie 
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Bild 1: Zahl der Betriebe mit erhöhtem 
und hohem Störfallrisiko in den einzelnen 
polnischen Wojewodschaften. (Stand 
30. September 2003 - nach Angaben der 
Hauptkommandantur der PSP) 

nehmung ihrer allgemeinstaatlichen 
Aufgaben auch verpflichtet, Inspek
tionen durchzuführen [2] . 

Im Gesetz [1] sind zwei Ebenen der 
Organe der Feuerwehr PSP festge
legt, denen Kontroll-, Überwachungs
und Entscheidungsfunktionen zuge
schrieben wurden: 

• Kreiskommandant der PSP - für 
Betriebe der BES-Kategorie 

• W ojevodschaftskommandant 
der PSP - für Betriebe der BHS-Kate
gorie. 

Der Wojevodschaftskommandant 
ist ferner für die Erstellung, Geneh
migung und Umsetzung externer 
Operations- und Rettungspläne zu
ständig. 

Wichtigste Elemente des 
Systems zur Verhinderung 
von Störtällen 

Die polnischen Vorschriften [1] 
über die Verhinderung von Störfäl
len legen fo lgende Elemente und Pro
zeduren fest: 

• Bestimmung von Kriterien zur 
Auswahl gefährlicher Objekte; 
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Bild 2: Vergleich der Gefährdung durch Störfälle in Polen und den Unionsländern (BHS) 
(Daten nach offiziellen EU- Komissionsberichten, veröffentlicht in 1999 und 2002). 

• Prozedur der Identifizierung ge
fährlicher Objekte durch den Be
triebs leiter (Selbstidentifizierung) -
Einordnungsprozedur; 

• Prozedur der Anmeldung von 
als gefährlich befundenen Objekten 
bei zuständigen Behörden (Kreis
oder Wojevodschaftskommandant 
der Feuerwehr PSP und Wojevod
schaftsumweltschutzinspektor) - An
meldeprozedur; 

• Erarbeitung und Umsetzung des 
Programms zur Störfallvorbeugung 
(PVS)3 im Betrieb und dessen Weiter
leitung an die zuständigen Behörden. 

Diese Elemente und Prozeduren 
beziehen sich sowohl auf Betriebe mit 
erhöhtem Störfallrisiko (BES) als auch 
mit hohem Störfallrisiko (BHS). 

Die weiteren Elemente des Sys
tems betreffen Betriebe mit hohem 
Störfallrisiko : 

• Erarbeitung und Umsetzung ei 
nes Sicherheitsmanagementsys
tems (SMS) im Betrieb; 

• Erstellung eines Sicherheitsbe
richts durch die Verwaltung des ge
fährlichen Objekts und dessen Über
gabe an die zuständigen Behörden 

(Wojevodschaftskommandant der 
Feuerwehr PSP und Wojevod 
schaftsumweltschutzinspektor); 

• Genehmigung des Sicherheits
berichts durch den Wojevodschafts
kommandanten der Feuerwehr PSP 
(nach Einholung der Stellungnahme 
des Wojevodschaftsumweltschutz
inspektors) oder Treffen entspre
chender Entscheidungen (zusätzliche 
Informationen, Betriebs- oder Inbe
triebnahmeverbot des gefährlichen 
Objekts); 

• Erstellung eines internen Ope
rations- und Rettungsplanes (Notfall
plan) durch die Verwaltung des ge
fährlichen Objekts; 

• Weitergabe von Informationen 
und Daten, die zur Erstellung eines 
externen Operations- und Rettungs
planes notwendig sind, durch die Ver
waltung an den Wojevodschaftskom
mandanten der Feuerwehr PSP; 

• Erstellung eines externen Ope
rations- und Rettungsplanes (Notfall
planes) durch den Wojevodschafts
kommandanten der Feuerwehr PSP; 

• Umsetzung dieser Pläne bei ei
nem Störfall oder einer direkten Ge- ~ 
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fährdung durch die Betriebsleiter (in
terne) bzw. Feuerwehr (externe Pläne); 

• Benachrichtigung der zuständi
gen Behörden über Störfälle und Si
tuationen direkter Gefährdung, Aus
lösen von Alarmen, Meldung an die 
Behörden über die Lageentwicklung; 

• Mitteilung über Störfälle an den 
Hauptinspektor für Umweltschutz, 
Untersuchung des Störungsverlaufs 
(auch der einzelnen Vorfälle und Not
maßnahmen), Einschätzung der Fol
gen und Erstellung des Störfallbe
richts; 

• Unterrichtung der Öffentlichkeit 
und Einbeziehung der Gesellschaft in 
manche Prozeduren. 

Ähnlich wie in der Seveso-II-Richt
linie [12] sind auch in den polnischen 
Vorschriften [1,2,13] Anforderungen 
an verschiedene Behörden und Pro
zeduren festgelegt. Die wichtigsten 
sind: 

• Inspektionen und Kontrollen ge
fährlicher Objekte; 

• Realisierung einer entsprechen
der Raumplanungspolitik unter Be
rücksichtigung der Gefährdung durch 
Störfälle; 

• Abwicklung bestimmter Proze
duren bezüglich schwerer Störfälle, 
die grenzüberschreitende Folgen ha
ben können. 

Geltungsbereich 
der Vorschriften 

Die Seveso-II-Richtlinie [12] enthält 
ein Verzeichnis von Objekten, die den 
Anforderungen des Systems zur Ver
hinderung von Störfällen mit gefähr
lichen Stoffen nicht unterliegen. Dies 
sind militärische Einrichtungen, An
lagen und Lager; Objekte, die Strah
lungsgefährdung herbeiführen, der 
Transport von Gefahrstoffen und zeit
weilige Lagerungsplätze dieser Stof
fe, Be- und Entladung von Gefahr
stoffen in Docks und ihr Transport 
durch Pipelines, die Aktivitäten der 
Mineral gewinnenden Industrie und 
Mülldeponien. 

So legt auch das Umweltschutz
gesetz [1] fest, dass seine Vorschrif
ten nicht für Sachverhalte gelten, die 
durch die Vorschriften des Atom
rechts [14] geregelt sind. 

Auch der Transport von Gefahr
stoffen (Straßen-, Bahn-, Binnenge
wässer-, See- und Lufttransport) un
terliegt nicht den Anforderungen der 
neuen Vorschriften; denn die Begrif-
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fe über gefährliche Betriebe (BES 
oder BHS) beziehen sich nur auf sta
tionäre Objekte. 

Aus einer Analyse der polnischen 
Vorschriften geht es hervor, dass sta
tionäre Objekte aller Arten, die die 
Kriterien für eine Anlage oder einen 
Betriebes erfüllen, unter die Vor
schriften über die Verhinderung von 
Störfällen fallen. Das bedeutet, dass 
der Geltungsbereich der polnischen 
Vorschriften größer ist als jener der 
Seveso-II-Richtlinie. 

Gefährdungspotenzial 
durch schwere 
Industrieunfälle 

Die Gefährdung durch Störfälle ist 
in Polen sehr hoch. Bereits in den 
90-er Jahren ermittelten die Staatli
che Feuerwehr, die Staatliche Um
weltschutzinspektion und die Staatli
che Arbeitsinspektion die Betriebe 
mit hohem Störfallpotenzial. Die Feu
erwehr schätzte, dass ungefähr die 
halbe Fläche des polnischen Gebie
tes durch mögliche Folgen eventuel
ler Störfälle (in der Industrie und beim 
Transport von Gefahrstoffen) gefähr
det war. 

Auf Grund dieser Daten wurde 
beim Zentralinstitut für Arbeitsschutz 
eine Beurteilung der Gefährdung 
durch Störfälle vorgenommen. Sie 
ergab, dass die Zahl der Betriebe der 
BHS-Kategorie bei 250 liegt. 

Das Anlegen und Führen eines of
fiziellen Registers der Betriebe der Ka
tegorien BES und BHS liegt im 
Zuständigkeitsbereich des Hauptin
spektors für Umweltschutz. Die Aus
gangsinformationen sind Anmeldun
gen bei den Kreis- und Wojevod
schaftskommandanten der Feuer
wehr (entsprechend den BES und 
BHS) und den Wojevodschaftsum
weltschutzinspektoren (zu beiden 
Kategorien). Bild 1 zeigt die Zahl der 
angemeldeten BES und BHS in den 
einzelnen Wojewodschaften. Nach 
diesen Angaben gibt es in Polen 
insgesamt 347 (152 BHS und 195 
BES) Betriebe mit den besagten Kri
terien. 

Das Ausmaß der Gefährdung 
durch Störfallbetriebe, gemessen an 
der Zahl der als BHS klassifizierten 
Betriebe, verleiht Polen einen vorde
ren Platz unter den Ländern der EU 
bezogen auf die Zahl der Sicherheits
berichte. Demnach liegt Polen gleich 

hinter Deutschland, Frankreich, Groß
britannien und Italien (Bild 2). 

Entwicklung unter
stützender Instrumente 

In den Jahren 1996 bis 1997 wur
den im Zentralinstitut für Arbeits
schutz Forschungen über das System 
zur Verhinderung von Störfällen an
gestellt. Diese umfassten eine Ana
lyse der internationalen Vorschriften 
(der EU, der OECD, der EWK-UNO 
und der IAO) sowie der Vorschriften, 
die in ausgewählten Industrieländern 
gelten. Außerdem wurde die Situati
on in Polen beurteilt. 

Die Arbeiten standen in engem Zu
sammenhang mit den Vorbereitun
gen zur Einführung entsprechender 
Vorschriften in Polen. Damals galt der 
Terminus "außerordentliche Umwelt
gefährdung". 

Die Resultate wurden in den Jah
ren 1997 bis 1999 durch das Institut 
publiziert (Veröffentlichungen in der 
Zeitschrift BezpieczeDstwo Pracy im 
Rahmen des Zyklus Ernsthafte Che
miestörfälle, zahlreiche Vorlesungen 
und Seminare). 

Unter anderem wurde auf die Not
wendigkeit hingewiesen, Instrumen
te zur Einführung ähnlicher Vorschrif
ten auch in Polen zu entwickeln. Es 
handelt sich um Instrumente, die die 
Durchführung zahlreicher schwieri
ger Aufgaben und Verfahrensweisen 
ermöglichen. Dabei wurde das Ad
aptieren und Verbreiten von Lösun
gen geprüft, die sich in anderen Län
dern bewährt haben. Im Zentralinsti
tut für Arbeitsschutz wurde ein 
Rahmenprogramm für diese Aktivi
täten erstellt. • 

Teil 11 folgt in der NOTFALLVORSORGE 
3/2004. 

1 In der Bundesrepublik Deutschland : 
Alarm- und Gefahrenabwehrpläne 
2 Das Ergebnis wird wie in der Seveso-II 
Richtlinie durch die Additionsregel 
ermittelt. 
3 In der Bundesrepublik Deutschland: 
Konzept zur Verhinderung von Störfällen 

Der Autor dankt Herrn Dr. sc. 
Manfred Schind/er aus Berlin für 
viele wertvolle RatSChläge und sei
ne Hilfe bei der Verfassung dieses 
Beitrags in deutscher Sprache. 

Notfallvorsorge 2/2004 



Terrorismus 

Mensch nwürde in den Zeiten des Terrorismus: 

el e a ant st ar? 
von RA Dr. Andreas von Block-Schlesier, Brüssel 

Im Katastrophen- und Zivilschutz sind heute weltweit Szenarien größter 
Not und Gefahr vorhanden und vorstellbar. Krieg, Terrorismus, Vertrei
bung, Hunger, Fluten, Brände, Großschadenereignisse führen regelmäßig 
zu der Frage, wie mit Menschen umgegangen wird. Es gibt in diesen Sze
narien nicht nur Opfer, sondern auch Täter, feindliche Parteien, Kriegsge
fangene, Inhaftierte, Internierte, Menschen, an denen sich andere Men
schen rächen möchten, Kriminelle, bewaffnete und wehrlose Menschen, 
die um das Überleben kämpfen. In diesen Situationen besteht niemals ein 
rechtsfreier Raum. 

Irakische Gefangene am 17. Mai 2004 hinter einem Stacheldraht-Zaun im Gefängnis 
Abu Ghoreib im Westen Bagdads. Sechs der sieben wegen Gefangenenmisshandlung 
angeklagten US-Soldaten wohnten einst gemeinsam in einem Zelt in Bagdad. 
Die Angeklagten werfen sich gegenseitig vor, an den schlimmsten Aktionen gegen 
die Gefangenen beteiligt gewesen zu sein. Nur in einem Hauptpunkt herrscht 
Gemeinsamkeit: Alle "Sieben von Ghoreib" beharren darauf, dass sie Anordnungen 
" von oben" befolgten und ihre Taten keine individuellen Ausgeburten des Bösen waren. 

Notfallvorsorge 2/2004 

In einem Rechtsstaat schützt und 
regelt das innerstaatliche Recht den 
Umgang unter den Menschen . In 
Deutschland haben wir dafür bei 
spielsweise die Grundrechte unserer 
Verfassung und unser Strafgesetz
buch. 

Im internationalen Bereich gelten 
in Friedenszeiten immerwährend die 
Menschrechtskonventionen und im 
Krieg die Genfer Konventionen. Jahr
zehnte, ja Jahrhunderte haben die 
Völker an Fortschritten gearbeitet, um 
den Schutz der Menschen in allen 
Situationen zu verbessern . Es besteht 
heute ein fast lückenloses Netz von 
Schutzvorschriften weltweit - dieses 
muss erhalten werden. 

Es gibt - das ist eine der wertvolls
ten Errungenschaften im Völkerrecht 
in neuerer Zeit - den Internationalen 
Strafgerichtshof in Den Haag, der 
Kriegsverbrecher verurteilen kann 
und der vom größten Teil unserer 
Staatengemeinschaft, darunter sämt
liche EU-Staaten, anerkannt wird . 

So wie die Menschenwürde nach 
Art. 1 unseres Grundgesetzes unan
tastbar ist, so gilt dies auch nach al
len genannten Konventionen welt
weit im Frieden und im bewaffneten 
Konflikt. 

Grundsätze des Völkerrechts 
Völkerrechtler des Internationalen 

Komitees vom Roten Kreuz in Genf 
haben die wichtigsten Grundsätze 
aus den vier Genfer Konventionen so 
knapp wie möglich zusammenge
fasst: 

• Die Personen, die außer Gefecht 
sind, und jene, die nicht direkt an den 
Feindseligkeiten teilnehmen, haben 
ein Recht auf Achtung ihres Lebens 
sowie ihrer körperlichen und geisti
gen Unversehrtheit. Sie sind unter 
allen Umständen zu schützen und 
menschlich zu behandeln, ohne be
nachteiligende Unterscheidung. 

• Es ist verboten, einen Gegner 
zu töten oder zu verletzen, der sich 
ergibt oder sich außer Gefecht befin-
d~. ~ 
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Terrorismus 

• Die Verwundeten und Kranken 
werden von der Konfliktpartei, in de
ren Händen sie sich befinden, gebor
gen und gepflegt. Der Schutz er
streckt sich auf das Sanitätspersonal, 
die Sanitätseinrichtungen und -trans
porte sowie das Sanitätsmaterial. Das 
Emblem des roten Kreuzes oder des 
roten Halbmondes ist das Zeichen 
dieses Schutzes; es muss stets ge
achtet werden. 

• Die Kriegsgefangenen und Zivil
personen, die sich im Gewahrsam der 
gegnerischen Partei befinden, haben 
ein Recht auf Achtung ihres Lebens, 
ihrer Würde, ihrer Persönlichkeits
rechte und ihrer Überzeugung. Sie 
sind vor jeglicher Gewalttat und vor 
Repressalien zu schützen. Sie haben 
das Recht, Nachrichten mit ihren Fa
milien auszutauschen und Hilfsgüter 
zu empfangen. 

• Jede Person genießt die grund
legenden Garantien des Rechtsschut
zes. Niemand darf für eine Tat ver
antwortlich gemacht werden, die er 
nicht begangen hat. 

• Niemand darf weder physischer 
und geistiger Folter noch körperli
chen Strafen oder grausamer und 
erniedrigender Behandlung unter
worfen werden. 

• Die Konfliktparteien und die An
gehörigen ihrer Streitkräfte haben 
kein unbegrenztes Recht bei der Wahl 
der Kriegsmittel und Kriegsmetho
den. Es ist untersagt, unnötige Ver
luste oder übermäßige Leiden zu ver
ursachen. 

• Die Konfliktparteien haben stets 
zwischen der Zivilbevölkerung und 
den Kombattanten zu unterscheiden, 
damit die Bevölkerung und die zivi
len Güter geschont werden. Weder 
die Zivilbevölkerung als solche noch 
Zivilpersonen dürfen angegriffen 
werden. Angriffe sind nur gegen mi
litärische Ziele zulässig. 

Die Konventionen wurden auch für 
Bürgerkriege weiterentwickelt und 
garantieren auch dort einen Mindest
schutz, dessen oberste Leitlinie die 
Menschenwürde ist. 

Versinkt die Welt 
im rechtslosen Raum? 

Diese Ausgabe der NOTFALLVOR
SORGE erscheint in einer Zeit, in der 
Terroranschläge unmenschlichster 
Art insbesondere im Nahen und Mitt
leren Osten das Gefühl entstehen las-
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sen, Teile der Menschheit seien in 
die völlige Rechtlosigkeit zurückge
fallen. 

Die Meldung darüber, dass Ange
hörige der größten Militärmacht der 
Welt im Irak, in Afghanistan und in 
Guantanamo die Genfer Konventio
nen und die allgemeinen Menschen
rechte wie auch die Verfassung der 
USA verletzen, indem sie Gefangene 
unmenschlich behandeln, hat das In
ternationale Komitee des Roten Kreu
zes und Amnesty International auf 
den Plan gerufen - in bisher nicht ge
kannter Deutlichkeit. 

Ein historischer Kampf gegen die
sen Verlust von Wertemaßstäben fin
det derzeit statt. 

Die Vereinigten Staaten versuchen 
mit größten Anstrengungen zu errei
chen, dass ihre Staatsangehörigen 
nicht vor dem Internationalen Straf
gerichtshof angeklagt werden kön
nen. 

Schon gibt es Stimmen, die den 
Begriff "Schurkenstaat" ("roke state") 
auf die USA anwenden, weil dort in
ternationales Recht (wie in Guanta
namo) bewusst von einer Regierung 
missachtet wird. 

Situation in Deutschland 
Die Genfer Konvention, das so ge

nannte Humanitäre Völkerrecht, lebt 
davon, dass die Kenntnisse seines 
Inhalts verbreitet und verinnerlicht 
werden. Gibt es dafür, das dies in 
Deutschland erfolgt, positive Anzei
chen, oder spiegeln sich die weltweit 
zunehmenden Verrohungstenden
zen, die das IKRK seit Jahren fest
stellt, auch in unserer Gesellschaft 
wider? 

Der Autor hat das Phänomen der 
Gewalt an Schulen in Deutschland 
seit Jahren beobachtet und darüber 
geschrieben. Inzwischen beschäfti
gen sich die verschiedensten Diszi
plinen mit diesem Phänomen. Tat
sache ist indessen, dass in den Insti
tutionen unserer Gesellschaft, in 
Elternhaus, Schule, Hochschule und 
in sonstigen Stätten von Erziehung 
und Ausbildung Rechtsbewusstsein 
kaum vermittelt wird. 

Ein Blick in die pädagogische lite
ratur zeigt, dass Recht als Kulturele
ment dort so gut wie nicht vorkommt. 
Wer also vermittelt in unserer Gesell
schaft den Grundsatz, dass die Wür
de des Menschen unantastbar ist, auf 

dem Schulhof und auch im Gefäng
nis? Wer vermittelt und verbreitet die 
Kenntnisse von den Genfer Konven
tionen, so dass deutsche Soldaten 
und internationale Helfer, deutsche 
Lehrer, deutsche Journalisten und 
deutsche Touristen davon wissen? 
Die Bundeswehr und das Deutsche 
Rote Kreuz vermitteln pflichtgemäß 
diese Kenntnisse weiter. Aber reicht 
das angesichts der geschilderten Pro
bleme aus? 

In der Diskussion um Jugendge
walt beschwichtigen so genannte 
Fachleute und sagen sinngemäß, ein 
bisschen Körperverletzung unter der 
Jugend von heute sei zu tolerieren 
(So im Zusammenhang mit dem Ju
gendgerichtsverfahren in Hildesheim 
Ende Mai 2004). Ein bisschen Folter 
im Strafvollzug, so wurde auch schon 
diskutiert, sei unter Umständen zu
lässig, wenn auf diese Weise wichti
ge Aussagen erlangt werden könn
ten. 

Die Antwort auf solche Tendenzen 
kann nur lauten: Wir brauchen inter
national eine Stärkung der Werte des 
humanitären Völkerrechts und der 
Menschenrechte. Wir sollten zu Hau
se unverzüglich damit beginnen und 
in Lehrerausbildung und Schulunter
richt klar vermitteln, welches die 
Rechtsgüter sind, die niemals zur Dis
position stehen können. 

So würde das Kulturelement 
Recht in der Gesellschaft wieder ge
~är~! • 

Andreas von Block-Schlesier 
hat in der NOTFALL VORSORGE in 
seinen früheren Funktionen als 
Justiziar des DRK und Vorstand der 
Johanniter Unfall-Hilfe e. V. mehr
fach publiziert. Unter www. 
andreasyonblock.net finden sich 
für Interessierte weiterführende 
Schriften zum Thema. 

Notfallvorsorge 2/2004 



Terrorismus 

Ist auch D ... _-.. d 
roht? vom 

von Rolf Tophoven, Essen 

Vortrag gehalten am 4. März 2004 
in Mainz-Finthen auf der Fachkon
ferenz des DStGBV 

Die Terroranschläge von Istanbul 
und Madrid wirkten wie ein Mene
tekel: AI Qaida und die mit bin La
dens Organisation verbündeten Ka
der des Terrors bombten sich erneut 
ins Bewusstsein der WeItgemein
schaft. 

Trotz vieler Rückschläge ist es al 
Ouaida seit der weitgehenden Zer
schlagung ihrer Basen in Afghanis 
tan gelungen, ihre Schlagkraft beizu
behalten. Die Organisation stützt sich 
dabei auf ihnen nahe stehende isla
mistische Gruppierungen und be
treibt eine aggressive Propaganda 
ihrer Ideologie, die zu einem univer
salen Dschihad aufruft. Antriebsquel 
le für die ungebrochene Energie man
cher Sympathisanten und Anhänger 
bin Ladens ist das immer wieder pro
pagierte Credo dieser Terrorclique : 
"Es ist die Pflicht eines jeden Mus
lims, den Heiligen Krieg zu führen!" 

Besonders nach den schweren 
Beschädigungen ihrer Kernsubstanz 
in Afghanistan posaunt die noch ver
bliebene Kerntruppe um Osama bin 
Laden ihre Botschaft per Audio- und 
Videobotschaft hinaus und verkün
det die politische Ideologie. Der Auf
ruf gilt dem globalen Dschihad wie 
einst in Bosnien, Afghanistan, Kasch
mir, Tschetschenien und jetzt aktuell 
im Irak. 

Irak als Nährboden 
des Terrors 

Wie tief dieser Leitsatz ins Be
wusstsein mancher Terrorkomman
dos eingedrungen ist, zeigt die Kette 
terroristischer Gewalttaten nach dem 
11. September 2001 . Derzeit ist der 
Guerillakrieg im Irak für Islamisten aus 
vielen Ländern der Kristallisations
punkt schlechthin. Angestachelt 
durch die Ereignisse in Afghanistan 
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Ein klassisches Beispiel, wie geschickt Islamisten die Freiräume des Rechtsstaates 
für ihre Zwecke nutzen, ist Metin Kaplan, der selbst ernannte "Kalif von Köln': der nach 
tagelangem Verwirrspiel erneut vor der Abschiebung in die Türkei geschützt ist. 

und im Irak formiert sich weltweit so 
etwas wie eine "Internationale" des 
islamistischen Terrors, deren zentra
les Element der Irakkonflikt ist. Die
ser übt eine enorme Anziehungskraft 
auf die Dschihadisten aus. 

Der Guerillakrieg wird von einer 
gewaltbereiten Gemengelage aus frü
heren Anhängern Saddams, Baathis
ten, Nationalisten, religiösen Eiferern 
und mehr und mehr von herbeiströ
menden Militanten aus der benach
barten arabisch/muslimischen Welt 
täglich durch Anschläge angefacht. 
Speerspitze dieser Guerilla sind un
ter anderem Veteranen al Oaidas aus 
Afghanistan, die den Kampf im Irak 
physisch und propagandistisch nut
zen . Der Irak als Brandbeschleuniger, 
als idealer Nährboden für den mili
tanten islamistischen Terror. 

Internationale Geheimdienste wis
sen: Es gibt eine Kernmasse der al 
Oaida im Irak. Allerdings ist noch of
fen, wie weit der Grad der Koordi
nierung und operativen Zusammen
arbeit diverser Gruppen bereits geht. 

Ein Blick auf die Anschläge in der 
Türkei und in Spanien sowie auf die 
Sicherheitslage in Deutschland seit 
Beginn des Antiterror-Feldzuges ge
gen bin Laden und seine Zellen of
fenbart eine bittere Bilanz: Trotz der 

Schläge gegen die Infrastruktur des 
Terrors, trotz personeller Verluste 
durch die Festnahmen von Topfigu 
ren al Oaidas wie Ramzi Binalshib 
oder der Nr. 3 in der Hierarchie, 
Khaled Scheich Mohammed, war die 
Organisation immer wieder in der 
Lage, diese Schwächung zu kompen
sieren . Denn al Oaida "operiert in ei
nem robusten islamistischen Milieu", 
wie es Rohan Gunaratna von der Uni
versität in Singapur definiert. Die Ter
rorschulung in Afghanistan trägt nach 
wie vor Früchte. Der islamistische 
Brüdergeist, geschmiedet in den 
Camps am Hindukusch, entwickelt 
sich mehr und mehr zu einer Kame
raderie des Terrors . 

Autonomisierung des Terrors 
AI Oaida ist heute neu aufgestellt. 

Seit dem 11. September hat eine ge
nerelle konzeptionelle Neuentwick
lung stattgefunden. Die Kerntruppe 
um bin Laden selbst und seinen Stell 
vertreter Aynan Zawahiri ist zum Teil 
weit entfernt vom Irak und anderen 
Schauplätzen des Terrors . Beide le
ben im Untergrund, beide praktizie
ren extreme Eigensicherung. Beide 
werden immer noch in afghanisch
pakistanischen Großräumen vermu- ~ 
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tet. Die frühere "Tafelrunde" um bin 
Laden existiert nicht mehr. Bin La
den ist mehr oder weniger nur noch 
Impulsgeber des Terrors und muss 
nicht einmal mehr auf der Befehls
ebene aktiv eingreifen . 

Stattdessen sind es die Fronttrup
pen, die das operative "Geschäft" des 
Terrors betreiben. In diesen Kreisen 
ist Autonomie angesagt. Lokale und 
regionale Gruppen sind jene Kreise, 
denen derzeit das besondere Augen
merk der Sicherheitsbehörden gilt. 
Die Vorbereitung und Planung von 
Terroranschlägen verläuft dezentra
lisiert. Eine Rückkopplung des Kom
mandos mit der Führungsebene al 
Ouaidas, wie sie noch beim Anschlag 
von Djerba am 12. April 2002 statt
fand, existiert nicht mehr. Die al Oai
da-Hierarchie ist weggebrochen . Das 
taktische Prinzip des modus operan
di kommt einem "Franchising" - ei
nem Leihsystem - gleich . 

Terrorzellen 
bleiben autonom 

Erfahrene Masterminds des Ter
rors liefern den jeweiligen Akteuren 
einer Zelle das Know how, die Logis
tik und die Finanzen. Ausführendes 
Organ ist dann die jeweilige Terror
zeIle vor Ort. Die Zellenstruktur be
läuft sich maximal auf ca . zehn Leu
te. Diese arbeiten streng konspirativ. 
Lokale und regionale Islamistengrup
pen haben nur geringe externe Be
züge. Wird demnach wie beispiels
weise nach den Anschlägen in Istan
bul der Drahtzieher des Anschlags 
festgenommen , so kannte dieser 
zwar die Planung, die Vorbereitung, 
die Ausführenden und das Anschlags
ziel - mehr weiß er jedoch nicht. 

Dies erschwert die Arbeit von 
Nachrichtendiensten und Polizeibe
hörden. Die alte al Oaida kontrolliert 
ihre globalen Kader und Zeilennetz
werke nicht mehr. Es genügt ihr, dass 
die Botschaft bin Ladens die Kom
battanten des Terrors erreicht hat und 
von diesen verinnerlicht wird. Die 
größte Leistung al Oaidas seit dem 
11. September 2001 und nach den 
damit verbundenen Rückschlägen für 
die Organisation war die Etablierung 
und Aktivierung islamistischer Kader
kommandos . 

Inzwischen hat al Oaida ein globa
les und langlebiges Bedrohungszena
rio aufgebaut, ein Netzwerk von Netz-
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werken . Darunter versteht das ameri
kanische FBI ein Netzwerk von Grup
pen, die von al Oaida beeinflusst wer
den. Die "neue" al Oaida besteht aus 
lokalen und regionalen Islamisten -
Bewegungen, extremistischen Partei
en, Guerilla- und Terrorzellen in Asien, 
Afrika, im Nahen und Mittleren Osten 
und im Kaukasus . Diese Gruppen un
terhalten logistische und operative 
Kontakte zu Verbindungsleuten in den 
USA, in Europa und in Australien. 

Konkret für die Fahndung bedeu
ten diese Umstrukturierung und der 
Zellencharakter al Oaidas: Wird eine 
Terrorzelle A verhaftet, fliegt Zelle B 
nicht automatisch mit auf, weil A und 
B keinen Kontakt zueinander haben . 
Abwehrorgane stehen vor einem ge
fährlichen, schwer zu durchschauen
den Geflecht: Die örtliche Terrorfront 
oder -gruppe agiert Konzept orien
tiert; sie folgt zwar einer Botschaft, 
handelt jedoch völlig autonom. 

Was bedeutet diese Neukonzepti 
onierung des militanten Islamismus 
für die Abwehr terroristischer Gefah
ren in Deutschland? Der Terror mit
ten in Istanbul, im Herzen eines pro
westlich orientierten Staates, hat mit 
brutaler Deutlichkeit gezeigt: Schon 
morgen kann sich ein ähnliches 
Schreckenszenario auch in den Me
tropolen der EU ereignen. Die Greuel 
von Madrid haben das bestätigt. Auch 
für Deutschland kann keine Entwar
nung gegeben werden - obgleich es 
noch keine gesicherten Erkenntnisse 
über unmittelbar bevorstehende An
schläge auf konkrete Ziele gibt. Das 
muss jedoch nichts heißen, zumal die 
deutschen Sicherheitsbehörden 
davon ausgehen, dass noch nicht 
entdeckte militante Islamistenzellen 
in unserem Land existieren. Diese 
Kader sind fähig und bereit, terroristi 
sche Anschläge zu begehen. Erst kürz
lich warnte BKA-Präsident Ulrich Kers
ten vor diesen Dschihadisten . 

Deutschland als Ruheraum 
Deutschland als Ruhe- und Vorbe

reitungsraum für militante Islamisten? 
Davon gehen Polizei und Verfas
sungsschützer inzwischen längst aus. 
Die von Politikern fast gebetsmühlen
artig wiederholte These von der "ho
hen abstrakten Gefährdung" klingt 
wenig konkret und nebulös. Ameri 
kanische, israelische, britische und 
auch Einrichtungen prowestlich ori-

entierter muslimischer Staaten sind 
in Deutschland gefährdet. Islamisten 
zielen auf alle Staaten, Länder und 
ihre Symbole, die in der so genann
ten Antiterror-Allianz stehen. Damit 
ist auch Deutschland gefährdet, 
wenngleich nicht Top-Adresse des 
Terrors - noch nicht. 

Terror-Pfadfinder 
sind unterwegs 

Die Ruhe ist trügerisch. Islamisten 
vom Schlage al Oaidas oder der hier 
vermuteten arabischen Mudjahedin
Gruppen denken in langen Zeiträu 
men. Die Späher des Terrors suchen 
nach neuen Anschlagszielen. Prozes
se gegen militante Islamisten wie die 
Düsseldorfer Verhandlungen gegen 
das "AI Tawhid"-Mitglied Shadi Ab
dallah brachten jene Kundschaftertä
tigkeit zutage. Die "Pfadfinder des Ter
rors" erkunden, erst recht nach dem 
verschärften Fahndungsdruck seit dem 
11 . September, auch in Deutschland 
neue Anschlagsziele, Schwachstellen 
in der inzwischen weltweit neuen Si
cherheitsarch itektur. 

Dass Deutschland Rekrutierungs
raum für Dschihadisten ist, enthüllte 
die jüngste Festnahme des Irakers 
Mohammed L. in München, der mit 
der irakischen Terrorgruppe Ansar al 
Islam in Verbindung steht. Er soll von 
Deutschland aus Reisen von Selbst
mordattentätern in den Irak organi
siert haben. In Hamburg wurde der 
Algerier Abderrazak M. festgenom
men und wartet auf seine Ausliefe
rung nach Italien, wo er an Planungen 
mit einer italienischen Islamistenfor
mation beteiligt gewesen sein soll. 

Die Sicherheitsbehörden in der 
Bundesrepublik arbeiten gut und ef
fizient, Fahndungserfolge nach dem 
11. September bestätigen dies. Den
noch sind sich die Experten einig: In 
das hier existierende militant islamis
tische Netzwerk weiter einzudringen 
oder es gar einzureißen, darüber 
machen sich die deutschen Sicher
heitsbehörden keinerlei Illusionen. 
Vorgehensweise und Tarnung der Is
lamisten sind professionell und per
fekt, die wieder neu aufgelegte Ras
terfahndung gegenüber diesem Ter
rorprofil wirkungslos. Darüber sollten 
Einzelerfolge nicht hinwegtäuschen . 
Denn die islamistischen Strukturen 
sind perfekt geknüpft, ihre Tarnung 
ist oft wasserdicht. 
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Der potenzielle Terror lebt in einer 
bürgerlichen Scheinlegalität. Die At
titüde des unauffälligen Studenten 
mit guten Examina komplettiert die
ses Bild. Hinzu kommt die bisherige 
Asylpraxis, die den Aufenthalt in der 
Bundesrepublik erleichterte. Zeilen
mitglieder militant islamistischer Ka
der nutzen die Freiräume des demo
kratischen Rechtsstaates. Und Fahnd
er und Ermittler müssen erkennen, 
dass ein neues terroristisches Profil 
entstanden ist, das mit herkömmli
chen Mitteln schwer zu bekämpfen 
ist. 

Freiräume des 
Rechtsstaates ausgenutzt 

Schon die Rekrutierung von Kom
mandomitgliedern verläuft konspira
tiv. Prediger reisen durch bestimmte 
Moscheen und Islamzentren in 
Deutschland und Europa, verkünden 
die Botschaft bin Ladens, schüren 
den Hass auf den Westen und seine 
demokratische Strukturen, und am 
Ende steht dann ein Wort wie jenes 
des "Kalifen von Köln", Metin Kap
lan, der die Demokratie ein Krebsge
schwür nannte. Deutsches Recht und 
deutsche Rechtsprechung schützten 
ihn vor der von der Politik angestreb
ten Abschiebung in die Türkei, nach 
tagelangem Verwirrspiel gegen Ende 
Mai hat er eine Duldung bis zum 27. 
Juli erreicht. Ein klassisches Beispiel, 
wie geschickt Islamisten die Freiräu
me des Rechtsstaates für ihre Zwe
cke nutzen. 

Nach dem 11. September haben 
die Sicherheitsbehörden manches 
getan, die Strukturen dieser militan
ten islamistischen Hydra zu verste
hen. Verfassungsschutz und Kriminal
ämter haben ihre Islamabteilungen 
aufgerüstet. Wissenschaftler und Ori
entalisten wurden eingestellt. Sollen 
neue Verfassungsschützer ausgebil
det werden? "Nein", sagt Hartwig 
Möller, Chef des Verfassungsschut
zes in Nordrhein-Westfalen in seinem 
Düsseldorfer Büro, "die Islamwissen
schaftler sollen uns helfen, die uns 
fremde Welt des Islam in all ihren 
Verästelungen zu verstehen und zu 
interpretieren, damit wir auch verste
hen, wie Islamisten die Religion per
vertieren" . 

Gewiss ein positiver Ansatz, denn 
nur wer seinen Gegner kennt, kann 
ihn bekämpfen! • 
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Bundeswehr 

.. 
Landeskatastrophenschutz-Ubung 

in Mecklenburg-Vorpommern 

2004 

Bei der PÜTT wurde unter anderem geübt, wie sich Helfer im Umgang mit 
wahrscheinlich an den Pocken erkrankten Patienten verhalten müssen. 

von Winfried G/ass, Bann 

Niemand möchte sich die Ausma
ße einer Katastrophe vorstellen. Um 
sicher zu gehen, dass sich Notfall
und Katastrophenschutzpläne be
währen, veranstaltete der Landkreis 
Parchim gemeinsam mit dem Lan
desamt für Brand- und Katastro
phenschutz vom 13. bis 15. Mai 2004 
die Landeskatastrophenschutz
übung PÜTT 2004. 

Ausgangspunkt der PÜTT 2004: 
Pockenverdacht bei evakuierten 
Flüchtlingen aus einem Drittland. Im 
Rahmen der großangelegten Landes
katastrophenschutzübung sollte das 
Krisenmanagement von Zivil- und Ka
tastrophenschutzbehörden überprüft 
werden. Wie würden sich die Gesund
heits- und Gefahrenabwehrbehörden 
des Landes und des Landkreises Par
chim verhalten? Wie würden sie in 
der Gefahrensituation miteinander 
arbeiten? 

Der Katastrophenstab im Landkreis 
Parchim (Solitär der Kreisverwaltung) 
und der Interministerielle Führungs
stab im Zentrum für besondere La
gen des Innenministeriums beteilig-

ten sich ebenfalls an der Übung. Sie 
fand auf dem Gelände des Baltic-Air
ports Schwerin-Parchim statt. 

Mit seiner drei Kilometer langen, 
gut ausgebauten Landebahn ist der 
Baltic-Airport Schwerin-Parchim für 
Starts und Landungen aller gängigen 
Flugzeugtypen ausgelegt. Neue au
tomatische Leitsysteme und die be
sondere Lage machen es möglich, 
dass er bei fast jeder Witterung ange
flogen werden kann . Außerdem ver
fügt der Flughafen über die Geneh
migung für einen 24-Stunden-Flugbe
trieb. Es ist also nicht unwahr
scheinlich, dass zukünftige Hilfstrans
porte über den Flughafen Schwerin
Parchim geleistet werden. 

Deshalb sahen sich die Gesund
heits- und Gefahrenabwehrbehörden 
des Landes Mecklenburg-Vorpom
mern veranlasst, Abwehrmaßnahmen 
bei einmaligen oder massenhaften 
Auftreten von Pockenverdachtsfällen 
oder -erkrankungen zu planen . Diese 
Planungen auf den Prüfstein zu stei 
len, war Anliegen der PÜTT. Das Flug
hafengelände ist ca . einen Kilomter 
vom Wohngebiet Parchim-Weststadt 
entfernt. Die nächstgelegenen Sani
tätsflughäfen liegen in Hamburg und ~ 
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Bundeswehr 

Berlin . ln diesen Städten befinden sich 
Kompetenz- und Behandlungszentren 
fürseltene und hoch kontagiöse Infek
tionskrankheiten. 

Die "Besondere Lage": 
"In einem Krisengebiet kommt es 

zu einer militärischen Auseinander
setzung . Daraufhin wird eine huma
nitäre Hilfeleistung vorbereitet. Auf 
dem Flugplatz Parchim wird dafür ein 
Übergabepunkt aufgebaut. Aus dem 
Krisengebiet werden Flüchtlinge un
ter anderem nach Hamburg, Berlin 
und Parchim ausgeflogen. Der Arzt 
an Bord der Maschine, die in Berlin 
gelandet ist, hat erste Symptome von 
Pockenerkrankungen bei einem 
Flüchtling festgestellt . Alle Passagie
re der d rei Flugzeuge stammen 
möglicherweise aus demselben La
ger mit schlechten räumlichen und 
hygienischen Verhältnissen und stan
den daher mit dem erkrankten Flücht
ling in Kontakt. Somit wird angenom
men, dass sich in den Flugzeugen 
nach Hamburg bzw. Parchim auch 

Teilnehmer 
der PÜTT 2004 
• Innenministerium M-V / Intermi
nisterieller Führungsstab (ImFüSt) 
• Landesamt für Brand- und Kata
strophenschutz M-V 
• Landesamt für Asyl- und Flücht
lingsangelegenheiten M-V 
• Sozialministerium M-V 
• Landesgesundheitsamt/Sach
verständigengruppe 
• Stab des Landkreises Parchim 
• Gesundheitsämter der Landkrei
se Parchim und Ludwigslust 
• Katastrophenschutzeinheiten 
der Landkreise Parchim, Ludwigs
lust, Nordwest-Mecklenburg, 
Nordvorpommern, Müritz und 
Güstrow 
• Rettungsdienst, Kriseninterven
tionsdienst und Freiwillige Feuer
wehren des Landkreises Parchim 
• Kreisauskunftsbüro des DRK 
• Technisches Hilfswerk (THW) 
• Bundesgrenzschutz (BGS) 
• Polizei 
• Baltic Airport Schwerin-Parchim 
• Gemeinsames Melde- und Lage
zentrum (GMLZ). Zentralstelle für 
Zivilschutz Bonn 
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Personen mit Pockensymptomen be
finden können . Nach dem Einrichten 
eines Absonderungsbereiches auf 
dem Flughafengelände wird bei der 
Registrierung, ersten Anamnese und 
Diagnostik festgestellt, dass bei zehn 
Flüchtlingen verdächtige Symptome 
bestehen. Bei einer dieser Personen 
kann der Verdacht vor Ort nicht ent
kräftet werden . Eine stationäre Ein
weisung zur Diagnostik wird erfor
derlich ." 

Mit der Übung sollte der Alarm
und Einsatzplan des Landkreises Par
chim für Abwehrmaßnahmen für 
schwere Infektionskrankheiten und 
des Impfstellenkonzeptes (erarbeitet 
durch das Gesundheitsamt des Land
kreises Parchim) sowie der Abwehr
planungen des Landes Mecklenburg
Vorpommern auf die Probe gestellt 
werden. Das Zusammenwirken von 
Zivil- und Katastrophenschutzbehör
den, deren Stäben und Einheiten, soll
te auf der administrativ-organisatori
schen und der operativ-taktischen 
Ebene überprüft werden . Bei der Vor
bereitung und während der Übung 
wurden das Programm DISMA und 
die Datenbank deNIS eingesetzt. 

Während der Übung wurde unter 
anderem erprobt, wie bei Pockenver
dachtsfällen vorgegangen werden 
muss; wie der Flughafen abgesichert 
werden kann ; wie ein Absonderungs
bereich für Quarantänefälle eingerich
tet wird ; wie Impfstellen für die Ein
satzkräfte, Betroffenen und die Bevöl
kerung eingerichtet werden, wie 
zuverlässige Kommunikationswege 
errichtet werden können und wie eine 
wirksame Presse- und Öffentlichkeits
arbeit aussieht. Weitere Ziele: 

• Überprüfung vorhandener Kräf
te und Mittel unter wirklichkeitsna
hen Bedingungen; 

• Zusammenwirken von Katastro
phenschutzeinheiten (KSE) mehrerer 
Landkreise; 

• Umgang mit Geräten und Aus
rüstung entsprechend der besonde
ren Schaden lage; 

• Praktische Anwendung der Un
fallverh ütu ngsvorsch riften und 
Schutzmaßnahmen . 

• Praktische Anwendung der or
ganisatorischen und hygienisch-an
tiepidemischen Maßnahmen. 

Landrat Klaus-Jürgen Iredi und 
Innenminister Dr . Gottfried Timm 
schätzten den Übungsverlauf am 
Ende als zufriedenstellend ein. • 

Die Bu 
me 

von Klaus Liebetanz, Verden 

Angesichts der verheerenden Fol
terbilder aus dem Irak sollten sich 
die Abgeordneten des Deutschen 
Bundestages die Frage stellen, ob 
es der Hauptaufgabe der Bundes
wehr im Ausland, nämlich der "Frie
denskonsolidierung in der Konflikt
folgezeit" dienlich wäre, wenn die 
Bundeswehr nach amerikanischem 
und britischem Vorbild in eine so 
genannte "professionelle" Armee 
aus Berufs- und Zeitsoldaten umge
wandelt würde. 

Beim Neuaufbau der Bundeswehr 
vor 50 Jahren wurde das Soldaten
leitbild des "Staatsbürgers in Uni
form" geboren . Der Deutsche Bun
destag wollte sich klar und deutlich 
vom Geist der Wehrmacht absetzen . 
Diese Idee vom Staatsbürger in Uni
form wird gelegentlich von unseren 
Verbündeten - Amerikanern, Briten 
und Franzosen - nicht ganz ernst ge
nommen. US-amerikanische Solda
ten sind auf Wunsch ihrer Regierung 
ausdrücklich von Verfolgung durch 
den Internationalen Strafgerichtshof 
ausgenommen . 

Vorbild Innere Führung 
Der Autor hat in der zweiten Hälfte 

der gO-er Jahre für die großen deut
schen Hilfsorganisationen (DRK, 
THW, Johanniter und Malteser) das 
"Taschenbuch für den Auslandsein
satz" geschrieben. Im Kapitel "Men
schenführung im Auslandseinsatz" 
hat er unter anderem die "Zehn Ele
mente zeitgemäßer Menschenfüh
rung" aus der Inneren Führung der 
Bundeswehr übernommen. Kein Ver
antwortlicher der genannten Hilfsorga
nisationen hatte dagegen Einwände. 

Warum Bundeswehr? 
Wie die Erfahrung der vergange

nen 15 Jahre nach dem Mauerfall 
zeigt, wird die Bundeswehr in erster 
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Linie als Stabilisierungskraft in der 
"Friedenskonsolidierung in der Kon
fliktfolgezeit" nach der Agenda for 
Peace der Vereinten Nationen im 
Ausland eingesetzt. Dies geschieht in 
Zusammenarbeit mit den zahlreichen 
Akteuren der zivilen Konfliktbearbei
tung, um einen sich selbst tragenden 
Friedensprozess mit den verantwort
lichen Menschen der betroffenen 
Region zu erreichen. Für diese Auf
gabe ist weniger der Kämpfertyp mit 
Killerinstinkt als ein intelligenter und 
kulturell sensibler "Staats- und Welt
bürger in Uniform" gefordert. 

Eingreiftruppen nicht 
im Schwerpunkt 

Es ist sehr unwahrscheinlich, dass 
Deutschland ohne westliche Verbün
dete in den Krieg zieht. Nach mensch
lichem Ermessen ist es ebenso wenig 
wahrscheinlich, dass das westliche 
Bündnis einen Krieg gegen Russland, 
China, Indien, Pakistan oder Nordko
rea führt, weil diese Länder Atomwaf
fen besitzen und eine atomare Eska
lation mit all ihren unkalkulierbaren 
Folgen nicht auszuschließen ist. 

Es bleiben also nur noch drittklas
sig ausgerüstete Staaten als potenzi
elle Gegner übrig. Diese würden 
bereits am ersten Kriegstag aufgrund 
der enormen technischen Überlegen
heit des Westens ohne Luftwaffe und 
weitreichende Kommunikation daste
hen. Für solche Gegner muss der 
Schwerpunkt der Bundeswehr nicht 
auf den Eingreiftruppen liegen . Dem 
tragen die neuen "Verteidigungspo
litschen Richtlinien" (VPR) Rechnung. 
Des Weiteren ist ein Krieg gegen Ter
roristen militärisch nicht zu gewin
nen. Die Ursachen für den Terroris
mus müssen mit Mitteln der zivilen 
Konfliktbearbeitung befriedigt wer
den (siehe Nordirland). 

Pro Wehrpflicht: 
• Zur Zeit gibt es unter den Wehr

dienstleistenden eine hohe Zahl von 
Abiturienten und Fachhochschulab-
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solventen . Durch die "Freiwillig Zu
sätzlichen Wehrdienst Leistenden" 
(FWDL'er) verfügt die Bundeswehr im 
Auslandseinsatz (ihr Anteil beträgt ca. 
30 Prozent) im Vergleich zu ihren 
westlichen Verbündeten über die in
telligenteren Mannschaftsdienstgra
de. Diese werden in der Friedenskon
solidierung besonders benötigt. 

• Die Wehrpflichtigen haben eine 
hohe Bedeutung für die Regenerati
on der Bundeswehr. So werden 45 
Prozent der Zeitsoldaten und 25 Pro
zent der Offizieranwärter aus Wehr
pflichtigen gewonnen. Bei Wegfall 
der Wehrpflicht werden ganze Grup
pen junger Männer nicht oder nur 
noch sehr schwer zu erreichen sein. 

• Darüber hinaus würde bei Weg
fall der Wehrpflicht die Verankerung 
der Bundeswehr in der Bevölkerung 
und damit auch das Interesse am Zu
stand der Streitkräfte erheblich nach
lassen. Ein Auslandseinsatz einer rei
nen Freiwilligenarmee wäre für den 
Deutschen Bundestag unbedenkli
cher, wie das auch jetzt schon in den 
Vereinigten Staaten der Fall ist. Be
rufssoldaten, die in Särgen zurück
kehren, lösen in weiten Kreisen der 
Bevölkerung weniger Betroffenheit 
aus. 

• Des Weiteren bestünde die Ge
fahr, dass sich mit dem Wegfall der 
Wehrpflicht ein ungesunder und iso
lierter Korpsgeist in der Bundeswehr 
entwickeln könnte, wie er in allen Be
rufsarmeen üblich ist. Nur so sind die 
schweren Degenerationserscheinun
gen unserer Verbündeten im Irak zu 
erklären: Menschenrechtsverletzun
gen werden aus falscher Kamerade
rie und aus Karrieredenken vertuscht. 

• Der Vorsitzende der deutschen 
Kommission Justia et Pax (Gerech
tigkeit und Frieden), Bischof Rein
hard Marx, setzte sich in einer Er
klärung vom 12. Mai 2004 für die 
Beibehaltung der Wehrpflicht ein. 
Die Wehrpflicht "verzahne Gesell
schaft und Bundeswehr" und sorge 
für ein "kritisches Ineinander und 
Miteinander". 

Bundeswehrsoldaten brauchen ein hohes 
Maß an sozialer Kompetenz - wie etwa 
bei der Unterstützung eines Jugendlagers 
in Bosnien-Herzegowina. Gerade Freiwilli
ge bringen diese Eigenschaft oft mit. 

• Das Hauptargument der Wehr
dienstgegner, nämlich die fehlende 
Wehrgerechtigkeit, ist sachlich falsch, 
weil auch heute zwei Drittel aller 
Wehrpflichtigen Wehrdienst, Zivil
dienst oder einen anderen auf den 
Wehrdienst anrechenbaren sonstigen 
Dienst leisten (etwa beim THW). Eine 
vollständige Wehrgerechtigkeit wird 
es niemals geben. 

Unsensibles Verhalten 
einer Berufsarmee 

Dazu im Folgenden eine kürzlich 
geschehene Begebenheit in Afgha
nistan: Ein deutscher Sanitätsoffizier 
a.D. ist im Auftrag einer deutschen 
Hilfsorganisation mit seinen zivilen 
Begleitern mit einem Fahrzeug in Af
ghanistan unterwegs. Er pflegt in Af
ghanistan einheimische Kleidung zu 
tragen. Das Fahrzeug der Helfer wird 
von einem amerikanischen Jeep 
durch Hupen und Lichtsignale be
drängt. Der Pfad ist jedoch sehr eng, 
so dass der Deutsche erst nach einer 
geraumen Zeit in einer Haltebucht zur 
Seite fahren kann. Der Jeep hält ne
ben ihnen. Ein Sergeant springt 
heraus und hält dem pensionierten, 
wie ein Paschtune gekleideten Sani
tätsoffizier seine Pistole an die Schlä
fe, beschimpft ihn auf Übelste, steigt ~ 
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wieder ein und rauscht ab. Die be
gleitenden zivilen Helfer sind leichen
blass. Beim nächsten deutschen mi
litärischen Stützpunkt spricht der ehe
malige Sanitätsoffizier mit dem 
amerikanischen Verbindungsoffizier 
und schildert die unangenehme Be
gegnung. Nach zwei Stunden kommt 
ein Entschuldigung mit den Worten: 
"Wenn wir gewusst hätten, dass sich 
ein deutscher Sanitätsoffizier im Fahr
zeug befunden hätte, wäre das nicht 
passiert". 

Deutsches Erfolgsmodell 
nicht aufgeben 

Die beiden großen Volksparteien, 
SPD und CDU/CSU, sollten es sich 
gründlich überlegen, ob sie das deut
sche Erfolgsmodell aufgrund wahl 
taktischer und/oder ideologischer 
Überlegungen aufgeben wollen . Der 
intelligente Mix aus Zeit- und Berufs
soldaten, Freiwillig Zusätzlich Wehr
dienst Leistenden, die auch für Aus
landseinsätze zur Verfügung stehen, 
und Grundwehrdienstleistenden ist 
eine Erfolgsstory, die nicht leichtfer
tig aufgegeben werden sollte. 

Dabei sollte auch der Zivildienst, 
der in seiner Art weltweit beispielhaft 
ist, nicht vergessen werden . Das Bun
desverfassungsgericht hat in seinen 
Grundsatzerklärungen mehrfach aus
geführt, dass die "Wahl zwischen 
Wehrpflicht- und Freiwilligenarmee 
eine grundlegende staatspolitische 
Entscheidung ist, die auf wesent
liche Bereiche des staatlichen und ge
sellschaftlichen Lebens einwirkt und 
bei der er - der Gesetzgeber - neben 
verteidigungspolitischen Ges icht
punkten auch allgemeinpolitische, 
wirtschaftliche und gesellschaftspoli 
tische Gründe von sehr verschiede
nem Gewichtzu bewerten und gegen
einander abzuwägen hat." Diese Ent
scheidung gehört also ins Parlament 
und nicht in die Gerichte. Die verant
wortlichen Abgeordneten müssen 
den Mut haben, eine politische Ent
scheidung zu fällen, die diesen guten 
Gründen Rechnung trägt. • 
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Zivile 
von Klaus Liebetanz, Verden 

"Vergleich der Erfahrungen von 
Soldaten, Friedensfachkräften und 
Polizei bei Friedenseinsätzen" - so 
lautete das Thema eines gemeinsa
men Seminars der Gemeinschaft Ka
tholischer Soldaten und Pax Chris
ti. Es gibt also offensichtlich unter
schiedliche zivile Akteure im 
Friedensprozess. Welche? 

Die Liste der Akteure im Friedens
prozess ist lang. Unter anderem ste
hen darauf: Humanitäre Helfer, Ent
wicklungshelfer, Friedensfachkräfte, 
Menschenrechtier (Forum Men
schenrechte). Demokratisierungshel
fer und Wahlbeobachter vom Zen
trum für Internationale Friedensein
sätze (ZIF), Polizei im internationalen 
Friedenseinsatz (UN, OSZE, EU). Sol
daten in VN-Friedensmissionen. 

Diese Aufzählung ist bei weitem 
nicht vollständig . Auch Wirtschaft
fachleute, Künstler und andere Grup
pierungen tragen im weiteren und 
engeren Sinn zum Frieden bei. Die 
einzelnen Akteure im Friedenspro
zess ergänzen sich in ihrer jeweili 
gen Zielsetzung und sind komple
mentär. 

Was ist das Forum 
Ziviler Friedensdienst? 

Das Forum Ziviler Friedensdienst 
e.V. ist als Nichtregierungsorganisa
tion ein Zusammenschluss von rund 
40 Organisationen und 280 Einzeiper
sonen. Es versteht sich als Trägeror
ganisation und als Anwalt der Idee 
eines Zivilen Friedensdienstes. Dazu 
gehören Organisationen wie Pax 
Christi und viele andere kirchliche 
Organisationen, aber auch die Deut
sche Friedensgesellschaft Vereinig
te Kriegsdienstgegner (DFG-VK) . 

Ziviler Friedensdienst ist der Ein
satz professioneller Friedensfachleu
te (Konfliktberaterinnen und -berater) 
in Konflikten zur gewaltfreien Konflikt
bearbeitung und Gewaltprävention. 

Eine Friedensfachkraft ist eine Per
son, die professionell in den verschie
denen Bereichen der gewaltfreien 
Konfliktbearbeitung ausgebildet wur
de. Ihre Hauptaufgabe ist die Media
tion (Vermittlung) zwischen verfein
deten Ethnien und/oder religiösen 
Gruppierungen, um so zum Friedens
prozess beizutragen . 
Die Arbeitsfelder des ZFD sind: 
• Konfliktanalyse 
• Beobachtung gewaltförmig eska

lierender Situationen und frühzei 
tige Intervention 

• Entwicklung von Konflikttransfor
mationsstrategien 

• Stärkung friedenswilliger Kräfte in 
Konfliktgebieten 

• Schaffung so genannter "Dritter 
Orte der Begegnung" 

• Initiierung der Bearbeitung seeli 
scher Verletzungen und gesell 
schaftlicher Traumata 

• Beratung über Rechte und Hilfs
quellen 

• Herstellen lokaler Präsenz, um 
Menschenrechtsverletzungen zu 
verhindern 

• Vermittlung zwischen verfeindeten 
Gruppen 

• Begleitung Rückkehr williger 
Flüchtlinge 

• Ausbildung und Training in gewalt
freier Konfliktbearbeitung 

• Gezielte Einflussnahme auf Gewalt 
stützende Kräfte 

Wie äußern sich die 
deutschen Bischöfe zum ZFD? 

Im Kapitel "Konfliktnachsorge als 
Konfliktvorbeugung" (Nr. 108-121) 
gibt das Wort der deutschen Bischö
fe "Gerechter Friede" eine ausführli
che Begründung für die Notwendig
keit eines zivilen Friedensdienstes. 
Darin heißt es unter anderem : "Die 
Zeit nach dem Krieg ist die Zeit vor 
dem Krieg . Wer das ignoriert, berei 
tet dem nächsten Krieg den Weg ( .. . ) 
In der Regel bleiben die Opfer in ih
rem Unglück allein, gefangen in ihren 
Alpträumen. Oft genug sind sie dazu 
verurteilt, mit den Tätern zusammen-
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Humanitäre Hilfe 

• k --ft ? r e. 
ung muss gestarkt werClen! 

zuleben, die ihre Verbrechen leugnen 
und verdrängen ( ... ) Wer eine gemein
same Zukunft will, braucht Verständi
gung über die Vergangenheit." 

Ergebnisse und Erfolge 
des ZFD 

Nicht immer ist in aller Deutlich
keit zu erkennen, was die Friedens
fachkräfte alles bewirken. Viele Be
mühungen werden im Verborgenen 
angestellt und tragen erst Jahrzehn
te später Früchte. Hinzu kommt, das 
präventive Maßnahmen selten den 
eindeutigen Nachweis dafür erbrin
gen können, was passiert wäre, wenn 
es sie nicht gegeben hätte. 

Nichtsdestotrotz gibt es einige 
spektakuläre Erfolge im Bereich der 
internationalen Friedensbewegung, 
die auch eingefleischten Gegnern der 
zivilen Konfliktbearbeitung zu denken 
geben: Die christliche Gemeinschaft 
St. Egidio (Rom), von Schü lern und 
Studenten gegründet, hat den Frie
den in Mosambik und Guatemala er
fo lgreich vermitte lt. Die gewaltfreie 
Bürgerrechtsbewegung von Martin 
Luther King hat entscheidende Rech
te für die Farbigen in den Vereinigten 
Staaten erreicht, obwohl das von vie
len Menschen in den USA als völlig 
aussichtslos angesehen worden war. 
Der Friedensprozess in Sri Lanka wird 
von Friedensfachkräften erfo lgreich
begleitet. Die Berliner Mauerfiel durch 
den gewaltlosen Widerstand der ost
deutschen Friedensbewegung. 

Gibt es zu wenig 
Friedensfachkräfte ? 

Bislang waren seit 1997 insgesamt 
28 Friedensfachkräfte auf dem Ba l
kan (in Bosnien-Herzegowina und im 
Kosovo) eingesetzt. Das ist eindeutig 
zu wenig, um nachhaltige Erfolge zu 
erzielen. Im Eva luierungsbericht des 
Bundesministeriums für wirtschaftli
che Zusammenarbeit und Entwick
lung (BMZ) zum "Aufbau des Zivilen 

"Die Wirksamkeit des ZFD hängt mit
telfristig von der Erreichung einer ,Kri
tischen Masse' ab. Diese sollte 
einerseits durch eine erfo lgreiche 
Vernetzung mit anderen EZ-Maßnah
men angestrebt werden, zugleich 
sollte aber zu diesem Zweck der 
Umfang des ZFD deutlich erhöht wer
den, was eine Steigerung der finan
ziellen Mittel auf jährlich 50 Millio
nen Euro (bislang 15 Mio.) bis 2005 
erfordern würde." 

Sind Soldaten 
zukünftig überflüssig? 

Die staatliche Entwicklungshilfe 
und Nichtregierungsorganisationen 
haben in den vergangenen Jahrzehn
ten die schmerzliche Erfahrung ge
macht, dass Bürgerkriege und ande
re Konflikte die Fortführung ihrer hu
manitären Arbeit und Entwicklungs
projekte erheblich behinderten und 
größtenteils unmöglich machten. 
Langjährig erfolgreiche Projekte wur
den über Nacht zerstört. Die neues
ten Untersuchungen des BMZ zeigen, 
dass die Zahl der so genannten "Fai
ling States" zunehmen. Dort treten 
Gewaltökonomien an die Stelle eines 
geordneten Staates. Die einfache 

Bevölkerung ist von kriminellen Ban
den abhängig. Schwerwiegende 
Menschenrechtsverletzungen sind an 
der Tagesordnung . 

Aus diesem Grunde begrüßen vie
le NGOs und die Kirchen den Einsatz 
der Bundeswehr im Rahmen der in
ternationalen Schutztruppe in Bosni
en-Herzegowina, im Kosovo, in Ma
zedonien und in Afghanistan, weil nur 
so in einem sicheren Umfeld der Frie
den gestaltet werden kann. Die Bun
deswehr wird dort als positive Ge
walt wahrgenommen. Auf der frie
denspolitischen Tagung vom 10. bis 
12. Oktober 2003 in Bad Boll nennt 
der Bosnier Cima Zdenac von der Or
ganisation Putevi Mira (Friedenswe
ge) die Bundeswehr eine positive Ge
walt, die Friedensgegner und Krimi
nelle entwaffnet. Das grün geführte 
und friedensbewegte Auswärtige 
Amt prüft zur Zeit den möglichen Ein
satz der Bundeswehr im Sudan und 
am Horn von Afrika, um die dortigen 
Friedensprozesse im Rahmen der 
Vereinten Nationen zu unterstützen, 
was vom Verteidigungsministerium 
aus Mangel an zusätzlichen einsatz
bereiten Soldaten abgelehnt wird . 

Wenn nun Teile der Friedensbe
wegung in ihren "Friedenspolitischen 

Friedensdienstes" wird dazu in Ziffer Die Zusammenarbeit von Bundeswehr und zivilen Friedensfachkräften kann 
3.13 wie folgt Stellung genommen: außerordentlich fruchtbar sein. 
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Richtlinien " eine drastische Reduzie
rung der Truppenstärke und eine 
schrittweise Abschaffung der Bun
deswehr fordern, hat man den Ein
druck, als würden ganze Ausschnitte 
der Wirklichkeit ausgeblendet. Bun
deswehr nur noch im klassischen 
Blauhelmeinsatz? Darüber hinaus 
wird in der gleichen Schrift gefordert, 
dass die Bundeswehr nur noch im 
klassischen Blauhelmeinsatz im Aus
land Dienst tun soll. 

Der Brahimi-Report, eine interne 
Überprüfung der getroffenen Maß
nahmen der Vereinten Nationen im 
Rahmen der Agenda for Peace, hat 
im Jahr 2000 festgestellt, dass eine 
Reihe von Friedenseinsätzen der VN 

falsch, unzureichend und zu blauäu
gig mandatiert waren. Die holländi
schen Blauhelme in Srebrenica sa
hen sich außer Stande, die schutzbe
fohlenen männlichen Einwohner der 
VN -Enklave vor dem Völkermord zu 
bewahren. Das Gleiche gilt für den 
Völkermord in Ruanda, wo die ein
gesetzten Blauhelme aufgrund des 
falschen Mandats völlig versagten . Ei
nige nicht nachvollziehbare Aussagen 
der "Friedenspolitischen Richtlinien" 
sind kontraproduktiv, weil sie die gu
ten und dringend notwendigen Inten
tionen der zivilen Konfliktbearbeitung 
in Misskredit bringen und der Gefahr 
aussetzen, nicht ernst genommen zu 
werden . 

So bildet der Zivile Friedensdienst aus: 
• Basiskurs I: Einführung und Grundlagen - 4 Wochen - Praktische Frie

densarbeit - 2 Wochen vor Ort - 4 Wochen(Vorbereitung und Auswer
tung) 

• Basiskurs 11: Methoden der Friedensarbeit - 4 Wochen - Pause 1 Woche 
- Zusammenarbeit mit externen Teilnehmern 4 Wochen - Evaluierung 1 
Woche 

Auf dem Curriculum der ZFD-Seminare steht: 
• Die Bedingungen des Gastlandes/der Krisenregion zu verstehen und zu 

beurteilen. 
• Die Konflikte zu analysieren, zu verstehen und einzuordnen. 
• Entwicklungen und Gründe der Veränderung in der Gesellschaft zu ver

stehen und zu berücksichtigen. 
• Genderthemen zu erkennen und daraus Ziele für eine professionelle 

Praxis abzuleiten. 
• Interkulturelle Sachverhalte zu erkennen und zu berücksichtigen. 
• Zum Friedensprozess beizutragen und mit den wesentlichen Akteuren 

dieses Prozesses zu kommunizieren. 
• Gewaltlosigkeit: Verhaltensweisen und Methoden zu beachten und be-

wusst zu praktizieren. 
• In Gruppen und Teamwork zu kooperieren. 
• Persönliche Befähigungen für den Einsatz als Friedensfachkraft. 
• Persönliche Befähigungen für den Einsatz als Friedensfachkraft erlangen. 
• Den Umgang mit Aggressionen, dem eigenen Potenzial an Gewalt und 

Frustration lernen. 
• Sozio-psychologische Mechanismen, wie stereotypische Rollenerwar-

tungen und andere unbewusste Reaktionen erkennen. 
• Zivilcourage entwickeln. 
• Fähigkeiten zum Umgang mit verschiedenen Konflikten trainieren. 
• Quellen der eigenen Befähigung: Spiritualität, wachsendes Bewusst

sein für das eigene Leben und die Fähigkeit zu lernen. 
• Bornout-Prävention 
• Optionen und Alternativen in schwierigen und gefährlichen Situationen 

zu erlernen. 
• Verhalten bei offener und direkter Konfrontation mit Gewalt, Unsicher

heit und Risiko trainieren. 
• Fortlaufendes Training im Geben und Empfangen von Feedback. 
• Den Vorteil von Unterstützungsgruppen wahrnehmen und solche Grup

pen organisieren. 
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Welche Zuordnung gibt 
es zwischen Soldaten und 
zivilen Friedensdiensten? 

Das Wort der deutschen Bischöfe 
"Gerechter Friede" gibt zu dieser Fra
ge in der Nummer 181 folgende Ant
wort: "Die genannten (Friedens-) 
Dienste sind wie die Streitkräfte und 
der Dienst der Soldaten in unter
schiedlicher Weise auf die Sicherung 
und Förderung des Friedens hinge
ordnet und ergänzen sich gegensei
tig ( ... ) Die Verflochtenheit der Frie
densprobleme erfordert das Zusam
menwirken der unterschiedlichen 
Berufungen und Berufe." 

Wort zum Schluss 
Die jüngsten Ereignisse im Kosovo 

(Abbrennen von Kirchen und Häusern 
der Serben) und die Tatsache, dass 
das Staatengebilde Bosnien-Herzego
wina nach sieben Jahren NATO-Prä
senz immer noch vom organisierten 
Verbrechen beherrscht wird, zeigen, 
dass die bloße, zweifellos notwendi
ge westliche Militärpräsenz die inter
nen Konflikte der jeweiligen Region 
nicht lösen kann. Es ist daher zwin
gend erforderlich, dass der zivilen 
Konfliktbearbeitung (effektiver Polizei 
aufbau, wirtschaftliche Entwicklung, 
Stärkung der Zivilgesellschaft, recht
staatliche Demokratieentwicklung) 
eine weitaus größere politische und 
finanzielle Bedeutung bei der Schaf
fung eines sich selbst tragenden Frie
densprozesses zukommt. 

Als Faustregel kann gelten: Der 
Mittelaufwand für zivile Konfliktbear
beitung darf nicht kleiner sein als der 
Aufwand für den militärischen Ein
satz. Der am 12. Mai 2004 vom Bun
deskabinett verabschiedete Aktions
plan "Zivile Krisenprävention, Kon
fliktlösung und Friedenskonsolidie
rung" bildet einen ersten Schritt in 
die richtige Richtung. Anspruch und 
Wirklichkeit müssen allerdings noch 
miteinander abgeglichen werden. 

Es wird die Aufgabe unseres 21. 
Jahrhunderts sein, das richtige Ver
hältnis zwischen militärischer Stabi
lisierung und ziviler Konfliktbearbei 
tung zu bestimmen. Die Bundesre
publik Deutschland ist aufgrund ihrer 
historischen Erfahrung in besonde
rer Weise geeignet, den richtigen 
Weg zusammen mit den betroffenen 
Regionen zu finden. • 
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von Andreas Kling 

Insgesamt 5.867 Besucher kamen 
zur rescue, Ausstellung und Fach
kongress für interdisziplinäre Zu
sammenarbeit im Rettungswesen 
und in der Gefahrenabwehr. Sie fand 
vom 2. bis 4. April 2004 in Stuttgart 
statt. 

Die Entscheidung, die bisher zeit
gleich mit der Fachmesse MEDIZIN 
im Januar durchgeführte Messe auf 
einen eigenen Termin Anfang April 
zu legen, um die Zielgruppe klarer 
ansprechen zu können, war richtig : 
Der Anteil an hauptamtlichen Mitar
beitern, die zur rescue kamen, lag 
deutlich höher als sonst. Mittlerweile 
zählt nahezu jeder zweite Besucher 
zu dieser Gruppe. Fast jeder Dritte 
gehört zur Führungsebene - Indiz 
dafür, dass die Besucherqualität ge
stiegen ist. Entsprechend hoch ist die 
Entscheidungskompetenz - 71 Pro
zent der Besucher gaben an, aus
schlaggebend, mitentscheidend oder 
beratend an Investitionen beteiligt zu 
sein. 
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Schnelle Hilfe in Katastrophengebieten 
Ute Vogt, Parlamentarische Staatssekretärin im Bundesinnenministeri
um, hat auf der rescue eine mobile Trinkwasseraufbereitungsanlage 
des Typs WTC 500-RO- THW an das Technische Hilfswerk übergeben. 

Die Anlage wird der Schnellen Einsatzeinheit Wasserversorgung Aus
land (SEEWA) des THW zur Verfügung gestellt. Die SEEWA ist im baden
württembergischen Biberach/Riß stationiert und hat die Aufgabe, bei Ka
tastrophen schnell in das betroffene Gebiet vorzurücken, die Lage vor Ort 
zu erkunden und die Bevölkerung sowie eigene Mitarbeiter mit sauberem 
Trinkwasser zu versorgen. Die Einheit besteht aus neun Fachkräften. Für 
ihre Einsätze sind sie auf einfach zu bedienendes, gut transportierbares 
und robustes Gerät angewiesen. 

Die WTC 500-RO-THW erfüllt diese Kriterien. Sie wiegt weniger als 200 
Kilogramm und kann auf der Ladefläche eines Kleintransporters oder auf 
einem Anhänger befördert werden . Mit ihr kann man bis zu 12.000 Liter 
Trinkwasser täglich aufbereiten. Sie wandelt Quell-, Fluss-, Meer- und 
Oberflächenwasser in einwandfreies Trinkwasser um. Ihr Herzstück ist ein 
Membranfilter, der nach dem physikalischen Prinzip der Umkehrosmose 
funktioniert. Seine Poren sind so fein, dass nur Wassermoleküle passieren 
können. Auf diese Weise werden Bakterien, Viren, Kalk, Schwermetalle 
und Pestizide sicher zurückgehalten. Die Trinkwasseraufbereitung erfolgt 
gänzlich ohne Chemikalien. Lediglich bei der Nachdosierung wird Chlor 
zugesetzt, um die Haltbarkeit des aufbereiteten Trinkwassers zu garantie
ren. (red) 
Weitere Informationen: Alfred Kärcher Vertriebs GmbH 
Friedrich-List-Straße 4, 713364 Winnenden, Tel.: (071 95) 9032221 
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Der spätere Veranstaltungszeit
punkt bot darüber hinaus die Mög
lichkeit, das Freigelände zu nutzen . 
Dort konnten sich Feuerwehrleute im 
Flash-Over-Container weiterbilden 
und erleben, welche Auswirkungen 
echtes Feuer im Einsatzfall auf die 
Beteiligten hat. 

Arena frei! 
Zu den Highlights gehörte ein Wei

terbildungsangebot der besonderen 
Art. Auf einem Rettungs-Parcours, 
der "rescue-Arena", hatten Angehö
rige der technischen und der Notfall 
Rettung unter anderem die gemein
same Aufgabe, eine verletzte Person 
aus einem Unfall -Fahrzeug zu bergen. 
Trauben interessierter Zuschauer ver
folgten das Geschehen. 

74 Aussteller vermittelten einen 
Überblick über das derzeitige Markt
angebot für alle erdenklichen Ret
tungseinsätze. 

Eine dieser Innovationen zeigte 
das THW mit der neuen und welt
weit bisher einmaligen Schnell-Ein
satzeinheit Wasserversorgung (SEE
WAl, die am ersten Messetag von Ute 
Vogt offiziell in Dienst gestellt wurde 
(siehe Kasten) . Die Branddirektion 
Stuttgart präsentierte ebenfalls eine 
Neuheit: ihren mobilen Einsatzleitwa
gen ELW 2. Er gilt derzeit als mo
dernstes Einsatzleitzentrum seiner Art 
in Deutschland und wurde von den 
Besuchern regelrecht gestürmt. Die 
Rettungshunde des DRK beeindruck
ten mit waghalsigen Klettermanövern 
und sind schon traditionell ein Publi 
kumsmagnet. 

Mit über 500 Teilnehmern ist der 
rescue-Kongress mit Fachvorträgen 
für medizinische und technische Ret
tungskräfte sehr gut angenommen 
worden. Selbst weite Anfahrtswege 
waren kein Hindernis: Die Qualifika
tion der Kongressteilnehmer war 
hoch, zwei Drittel sind hauptamtlich 
im Einsatz- und Rettungswesen tä
tig. • 

Wichtiger Hinweis 
für Ihre Terminplanung: 
Die nächste rescue findet auf 
Wunsch der Aussteller erst 
wieder im Frühjahr 2006 statt, 
um eine Interessenkollision 
mit der Messe Interschutz im 
kommenden Jahr zu vermeiden. 
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Naturkatastr.o 
elnw 

von Klaus Winken werder, Dipl-Ing. und Student am Graduiertenkolleg 
Naturkatastrophenforschung der Universität Karlsruhe 

Deutschland ist nur ungenügend auf Erdbeben und Überschwemmun
gen vorbereitet. Wissenschaftler des Center for Disaster Management and 
Risk Reduction (Cedim) sagen für ein Erdbeben in Tübingen mit der Stärke 
4,0 auf der Richter-Skala Schäden von mehr als 400 Millionen Euro für die 
Region Stuttgart-Tübingen-Albstadt voraus. Ein anderes Szenario wurde 
für eine der EIbeflut 2002 ähnliche Hochwasserkatastrophe am Rhein er
stellt: Die TH Aachen hat berechnet, dass - verschärft durch diverse Se
kundärrisiken des Bergbaus - dicht besiedelte Stadtteile Duisburgs 17,5 
Meter unter Wasser stünden. 

Neben den vielen menschlichen 
Tragödien bringen Erdbeben und 
Überschwemmungen auch hohe 
wirtschaftliche Schäden mit sich. Man 
darf nicht übersehen, dass die Im
mobilienwirtschaft in den westlichen 
Volkswirtschaften - unter Berücksich
tigung aller sektoralen Verflechtun
gen - mehr als 20 Prozent des Brutto
inlandsprodukts ausmacht. 

Schäden, die auf Naturkatastro
phen zurückzuführen sind, werden 
diese Branche neben der Versiche
rungsindustrie vergleichsweise hart 
treffen. Das liegt zum Einen an der 
Unbeweglichkeit der Objekte, zum 
Anderen an der sorglosen Risikoak
zeptanz der Eigentümer. Bauliche 
Schutzmaßnahmen existieren nur in 
Ausnahmefällen und werden auf der 
Suche nach exponierten Lagen und 
Rendite starken Standorten ignoriert. 

Dabei kann das finanzielle Risiko den 
reinen Gebäudewert um ein Vielfa
ches übersteigen. Das liegt beispiels
weise an den immateriellen Kosten -
etwa Mietausfälle - ; an Wiederher
stellungsklauseln, die die Eigentümer 
verpflichten, das Gebäude an Ort und 
Stelle zu rekonstruieren; oder auch 
an gesetzlichen Vorgaben, nach de
nen Bauland in Folge eines Hochwas
sers als nicht wieder bebau bare Über
schwemmungsfläche ausgewiesen 
wird. 

Betrachtet man den wirtschaftli
chen Schaden als Produkt aus dem 
Risiko, multipliziert mit der statisti
schen Eintrittswahrscheinlichkeit, so 
wird deutlich, dass die Schadensen
kung an zwei Hebeln greifen kann. 

Erstens: das Risiko durch Schutz
maßnahmen am betroffenen Bau
werk selbst zu beeinflussen oder auf 
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ein Bauwerk in den Gefährdungsla
gen ganz zu verzichten . Bauten ohne 
Schutzmaßnahmen sind wie auch 
Wohngebietsverdichtungen in Risiko
gebieten zu vermeiden . 

Zweitens: die Eintrittswahrschein
lichkeit eines Ereignisses zu senken. 
Diese ist jedoch durch den Klimawan
del eher ansteigend. 

Marktteilnehmer 
reagieren nicht 

Obwohl den Marktteilnehmern in 
der Immobilienbranche zum Teil gro
ße Verwaltungseinheiten zur Verfü
gung stehen, nehmen sie diese Ris
ken nicht wahr. Sie kaufen und ver
kaufen Immobilien bevorzugt in 
exponierten so genannten 1-A-Lagen. 
Ein Risikomanagement existiert noch 
nicht oder befindet sich noch im Auf
bau. Die Analyse von Handlungsal
ter'lativen orientiert sich hauptsäch
lich an Risiken, die von Naturkata
strophen unabhängig sind. 

Dieser Umstand wird dadurch be
günstigt, dass es bisher nicht gelun
gen ist, die diversen Naturkatastro
phen (Erdbeben, Überschwemmun
gen, Massenbewegungen, etc.) in 
eine Zahl zusammenzufassen und 
damit das absolute Risiko aller Na
turkatastrophen wiederzugeben. Eine 
Ausnahme bildet die Deutsche Bank 
Real Estate, die ein EDV-gestütztes 
Werkzeug besitzt, welches der Risi 
kobewertung von Immobilien durch 
Naturkatastrophen dient. Der daraus 
resultierende höhere Verwaltungs
aufwand rechtfertigt sich dadurch, 
dass die Gefahr eines Totalverlustes 
und darüber hinausgehende wirt
schaftliche Schäden abgewendet 
werden. 

Die Immobilienwirtschaft wird sich 
auf eine Anpassung ihrer Bewer
tungskriterien einstellen müssen . 
Damit steht ihr ein gleiches Schick
sal wie anderen Branchen bevor, die 
ihrerseits vor weitreichenden Umwäl
zungen stehen - denken wir etwa an 
die Politik. Die sich weiter verschär-
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fenden Umweltbestimmungen verur
sachen an gefährdeten Orten höhere 
Kosten . Das bleibt nicht ohne Aus
wirkung auf die Grundstückspreise. 

Daneben sei die Versicherungs
branche genannt, die bereits Softwa
re gestützte Modelle zur Prämien be
rechnung von Überschwemmungsri
siken nutzt . Ansteigende Risiken 
werden sich auch hier auf der Kos
tenseite niederschlagen . Um zu ver
meiden, dass in einer Region zu vie
le Risiken eingegangen werden, wird 
das Versicherungsangebot ver 
knappt. Bereits heute wird sich ein 
potenzieller Versicherungsnehmer 
schwer tun, in Überschwemmungs
gebieten ein Versicherungsunterneh
men zu finden. 

Auch auf das Bankwesen sei ver
wiesen . Entsprechend den gesetzli 
chen Vorgaben werden die Risikopo
tenziale neu ermittelt, um risikobe
lastete Engagements aus einem 
Kreditpool herauszufiltern. Dabei ist 
mit steigenden Kreditkosten sowie 
einer restriktiveren Kreditvergabe zu 
rechnen . 

Diese Beispiele zeigen , wie auf 
breiter Basis Umwälzungsprozesse 
entstehen , die bis in die Belange 
kleinster Wirtschaftseinheiten hinein
reichen . 

Die Wirtschaft: 
neuer Partner 

Es zeigt sich, dass die regulativen 
Instrumente seitens der Wirtschaft 
den politischen Wunsch der Katastro
phenvorbeugung ergänzen . Und das 
aus dem ureigenen Interesse heraus, 
im Falle einer Naturkatastrophe das 
wirtschaftliche Überleben zu sichern. 
Dabei wird die Wirtschaft vor allem 
kostengünstige Präventivmaßnah
men treffen oder frühere Standort
entscheidungen überdenken, die 
vom Wissen um die Risiken einge
holt werden. Die Wirtschaft als Part
ner verfügt über finanzielle Möglich
keiten, die eine nachhaltige Entwick
lung ermöglichen . • 

Klimaschulz und 
Hochwasservorsorge 

- ... 
.... .. 

Buch-Tipp: 
Umweltakademie (Hrsg.): Kli

maschutz und Hochwasservor
sorge - Zusammenhänge und 
Konsequenzen für die kommuna
le Planungspraxis. Stuttgart, 
2004, 136 Seiten, 19,80 Euro 

Zur Vorbeugung von Hoch
wasserkatastrophen sind jetzt 
nicht nur planerische Konsequen
zen dringend erforderlich. Moder
nes, nachhaltiges Hochwasser
management muss Aspekte des 
vorbeugenden Katastrophen
schutzes, des nachhaltigen Land
schaftsmanagements, der Risiko 
bewussteren Siedlungsplanung 
und des Klimaschutzes mit ein
beziehen, so das Fazit von Kom
munalplanern, Umwelt- und Ge
wässerschutzexperten bei einer 
Fachtagung der Umweltakademie 
Baden-Württemberg, deren Er
gebnisse jetzt in der Wissen
schaftlichen Verlagsgesellschaft 
veröffentlicht wurden . Denn: 
Wetterextreme und Naturkatast
rophen haben im vergangenen 
Jahrzehnt an Häufigkeit und In
tensität deutlich zugenommen . 
Stürme, Gewitter und Starknie
derschläge lösen in immer kürze
ren Zeitabständen zum Teil kata
strophale Hochwasserereignisse 
aus. Folgen der Klimaschwankun
gen stellen Städte und Kommu
nen nicht nur vor erhebliche öko
logische, sondern auch ökonomi
sche Herausforderungen gerade 
beim Hochwasserschutz und bei 
der Katastrophenvorbeugung . 
Ein Buch für Entscheider. 

Thomas Jakob 
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Klim wand 1-
ewusstselnswandel? 

von Jana Ehrhardt, Berlin 

In seinem neuesten Film" The Day 
after Tomorrow" lässt Roland Em
merich infolge des Treibhauseffekts 
und globaler Erwärmung den Golfst
rom versiegen. Wasserfluten, Eis
massen und Stürme verwüsten 
daraufhin die gesamte nördliche 
Erdhalbkugel. Der Film hat nicht nur 
in den USA für kontroverse Debat
ten gesorgt. 

Ein gigantisches Bild: Vor der Küs
te Manhattans türmt sich das Meer zu 
einer Sturmflut auf, schwappt über die 
Freiheitsstatue hinweg, als wäre sie 
nicht größer als ein Salzstreuer, und 
ergießt sich schließlich in die Straßen 
von New York. Das Meer verschluckt 
die Hälfte der Stadt, und als nach dem 
Sturm die Kälte kommt, gefrieren die 
Wolkenkratzer innerhalb von Sekun
den zu kristallenen Eiszapfen. 

Unbenommen: Emmerich ist und 
bleibt ein Hollywood-Regisseur, der 
es liebt, Endzeitvisionen auf die Lein
wand zu bannen, in denen die Erde 
als Wüste der Ödnis endet. Das war 
in "Independence Day" so, setzte sich 
in "Godzilla" weiter fort, und ist auch 
in "The Day after Tomorrow" nicht 
anders. Die Zuschauer bekommen 
ein Spektakel der Effekte geboten, 
das ihnen das Blut in den Adern ge
frieren lässt. 

"The Day after Tomorrow" ist ty
pische Hollywood-Unterhaltung, die 
sich an alle Spielregeln hält: Es gibt 
ein Riesenproblem, das bewältigt 
werden muss, ein bisschen Liebe, 
eine familiäre Krise und mit Dennis 
Quaid einen Filmhelden, der alles ir
gendwie in den Griff bekommt. Vom 
Pathos ganz zu schweigen. 

Und trotzdem ist bei diesem Film 
etwas anders als sonst. Er ist mehr 
als nur Show - er ist auch Politik. 
Nicht umsonst hatte die US-Regie
rung die Wissenschaftler der Welt
raumbehörde NASA angewiesen, 
keine Interviews im Zusammenhang 
mit dem Fim zu geben. "The Day af-
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In Wofgang Petersens Film" The Day after Tomorrow" fegen gleich mehrere Orkane 
auf einmal über Los Angeles hinweg und hinterlassen eine Wüste der Ödnis. 

ter Tomorrow" hat bei Umwelt-Poli
tikern viel Lob eingeheimst. Der frü
here US-Vize AI Gore erklärte bei 
spielsweise, Amerika müsse den Tat
sachen ins Auge blicken und dürfe 
die Klimakrise als wirkliche globale 
Notsituation nicht länger ausblenden. 
Zwar warfen Kritiker Emmerich eine 
maßlose Übertreibung der Gefahren 
eines Klimawandels vor - was 
mittlerweile von unzähligen Klimafor
schern in den Medien bestätigt wur
de. Was im Blockbuster nur wenige 
Tage dauert, würde sich in Wirklich
keit über mehrere Jahre oder Jahr
zehnte hinziehen. Auch stimmt die 
klimatische Kettenreaktion, die Em
merich da inszeniert, wissenschaft
lich betrachtet rein gar nicht. Riesen
wellen haben zum Beispiel nichts mit 
dem Klima zu tun, sondern werden 
von Erdbeben ausgelöst. 

Es lässt sich jedoch nicht von der 
Hand weisen, dass der Klimawandel 
längst Wirklichkeit ist: Pole und Glet
scher schmelzen, im vergangenen 
Jahrhundert ist der Meeresspiegel 
aufgrund der globalen Erwärmung 
um 20 Zentimeter angestiegen. EI 
Nino zerstörte 1998 auf tausenden 
Quadratmetern Korallenriffe im Indi
schen Ozean. Südsee-Paradiese ge
hen unter: Im Pazifik müssen ganze 
Völker ihre Inseln verlassen. 

Das alles ist seit langem bekannt. 
Wir kennen auch die Auslöser: Koh-

lendioxid-Emmissionen, Abgase aus 
Industrie, Auto- und Luftverkehr. Ob
wohl während des Erdgipfels in Rio 
de Janeiro 1992 eine Konvention ver
abschiedet wurde, die diese 
Klimakatastrophe stoppen soll, hat 
sich nichts Wesentliches getan; die 
Industrieländer machen weiter wie 
bisher. 

Mag sein, dass Emmerich an den 
Fakten gedreht hat. Aber er hat es 
immerhin geschafft, eine weltweite 
und sehr öffentliche Diskussion über 
die Gefahren des Klimawandels an
zufachen. 

Internet-Tipp: 
Der Heinrich-Böll-Stiftung war 

Emmerichs Film immerhin eine In
ternet-Präsenz zum Thema Klima
wandel wert: Unter www.day
after-tomorrow.de finden Sie Infor
mationen rund um das Thema. Sie 
bekommen zum Beispiel Antwor
ten auf die Fragen: Wie funktio
niert der Klimawandel? Kann das 
Klima mit Energiewende, Erneuer
barem und mehr Effizienz gerettet 
werden? Was kann ein Jeder dafür 
tun? Daneben gibt es interessante 
News, beispielsweise darüber, wie 
es um den Trend zum Sonnen
strom in Deutschland steht. Ist 
schon mal einen Klick wert. 

Notfallvorsorge 2/2004 



eiterbildungsangebote 
zusammengestellt von Dr. Horst Schöttler 

United Nations University 

Neues Institut 
der UNU 

Die Universität der Vereinten Nati
onen (UNU) mit Hauptsitz Tokio und 
zah lre ichen Dependencen auf allen 
Kontinenten hat im Dezember 2003 
ein neues Institute for Environment 
and Human Secu rity errichtet. Damit 
so ll Bonn nach dem Verlust seiner 
"Hauptstadtwürde'" als UN-Stadt 
weiter gestärkt werden. 

Die UNU bietet Studiengänge für 
Bedienstete der Vereinten Nationen 
der Internationalen Organisationen 
und für Regierungsbeamte der Mit
gliedsländer der UNO an. Das Insti
tute for Environment and Human 
Security setzt als Studienschwer
punkte 2004/2005 "Hochwasser/Flu
ten/Sturmfluten" und "Dürre" im Jahr 
2006. 

Leiter des Bonner Instituts ist Prof. 
Dr. Janos Bogardi, der beim Hydro
logen Prof. Erich Plate an der Univer
sität Kar lsruhe zum Dr.-Ing promo
vierte. 

Das Institut wurde am 15. Juni 
2004 durch den Under Secretary Ge
nera l und Rektor der United Nations 
University, Prof. Dr. J. A. von Ginke l, 
in einer Akademischen Feierstunde 
eröffnet. 

Das Interesse an dieser Institution 
beweist die gemeinsame Finanzie
rung der Bundesrepublik Deutsch
land und des Landes Nordrhein
Westfa len, die das Institut mit ca. 20 
Mitarbeitern finanzie ll bis 2008 si
chert. 

Informationen: 
UNU-EHS, 
GÖrresstr. 15, 53113 Bonn 
Tel.: (0228) 422855 02 
E-Mail: info@ehs.unu.edu 
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Universität Magdeburg 

Sicherheit und 
Gefahrenabwehr 

Zum Wintersemester 2004/2005 
bietet das Ausbildungszentrum für 
Sicherheit und Gefahrenabwehr in 
Magdeburg dieses Aufbaustudium 
an. Zulassungsvoraussetzungen sind 
ein abgeschlossenes Hochschul- oder 
Fachhochschulstudium mit dem Grad 
eines Dipl.-Ing. Bachelor oder Master. 

Während des Studiums werden 
Kenntnisse vermittelt, Katastrophen 
wirkungsvoll zu bekämpfen. Deshalb 
wird besonderer Wert auf den Kom
plex "Führung, Management, Notfall
planung, Psychologie und Recht" ge
legt. 

Die Ausbildung wird an der Uni
versität im Verbund mit dem For
schungsinstitut der Feuerwehr und 
der Brand- und Katastrophenschutz
schu le in Heyrothsberge bei Magde
burg durchgeführt. 

Sie wendet sich vor allem an 
• Feuerwehren, 
• Behörden des Bundes, der Länder 

und Kommunen, 
• Industrie (Sicherheitsmanagement, 

Gefahrenabwehr), 
• Versicherungen, Banken (Sachver

ständige, Gutachter), 
• Hersteller von Brandschutz- und 

Sicherheitsanlagen, 
• Baulicher Brandschutz. 

Informationen: 
Universität Magdeburg 
Institut für Sicherheit und 
Gefahrenabwehr 
Universitätsplatz 2 
39106 Magdeburg 
Dr.-Ing. Marcus Marx, 
Tel.: (0391) 6 71 81 15 
E-Mail: marcus.marx@ 
vst. uni. magdeburg. de 

Universität Bonn/AKNZ 

Katastrophenvor
sorge/-management 

Zum Wintersemester 2004/2005 
bietet das Geographische Institut der 
Universität Bonn ein Aufbaustudium 
"Katastrophe nvorsorge/ oma nage
ment" an, dessen Zulassungsvoraus
setzungen ein abgeschlossenes Hoch
schul- oder Fachhochschulstudium mit 
dem Grad eines Dipl.-Ing. Bacheloroder 
Master sind. 

Der Studiengang umfasst zwei Stu
dienjahre. Er soll natur- und gesell
schaftswissenschaftliche, methodische 
und praxisorientierte Lehrinhalte ver
mitteln. Dazu gehören unter anderem: 
Einführung in Katastrophenvorsorge 
und Katastrophenmanagement, Um
welt- und Ressourcenmanagement, Ri
sikoanalyse, Katastrophenvorsorge, 
Raumplanung, Risiken (von Stürmen 
über Sturmfluten bis hin zu Dürren und 
technischen Havarien) sowie Quali
tätsmanagement. 

Der Studiengang richtet sich so
wohl an Fachkräfte im nationalen Ka
tastrophenmanagement als auch an 
Experten in der internationalen Kata
strophenhilfe und in schadensgefähr
deten Ländern (disaster prone coun
tries). Die Lehrveranstaltungen finden 
in Bonn und Ahrweiler statt. Der Ab
schluss ist M.Sc. 

Informationen: 
Universität Bonn 
Geographisches Institut 
Meckenheimer Allee 166 
53115 Bonn 

AKNZ, Ramersbacher Str. 95 
53474 Bad Neuenahr-Ahrweiler 
Dr. Joachim Weber 
Tel.: (0264) 38 13 10 
E-Mail: joachim. weber@ 
bva.bund.de 
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Bücher 

Das sollten Sie unbedingt lesen 
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HochwasJervorlorge 
In Deuuchland 

Bundesakademie für Sicherheitspolitik (Hrsg): Sicher
heitspolitik in neuen Dimensionen. Ergänzungsband 
1, Verlag Mittler & Sohn GmbH, 2004, 488 Seiten, 
29,90 Euro. 

Unter den 21 Beiträgen finden sich zwei Aufsätze 
zum Katastrophen- und Zivilschutz, die im Wesentli
chen die geschichtliche Entwicklung der nichtpolizeili
chen Gefahrenabwehr, die neue Strategie und die Ver
netzung der sicherheitspolitischen Aspekte von inne
rer und äußerer Sicherheit sowie von Bund und Ländern 
beschreiben und begründen. 

- Lutz Diwell, Staatssekretär im Bundesministerium 
des Innern: "Gesamtstaatliche Sicherheitsvorsorge" 

- Dipl.-Ing . Dietrich Läpke, Leiter der AKNZ: "Die 
Neuausrichtung der zivilen Sicherheitsvorsorge und des 
Zivil- und Katastrophenschutzes." 

Akademie für Krisenmanagement, Notfal/planung 
und Zivilschutz (Hrsg.): 250 Jahre Ausbildung im Be
völkerungsschutz. Festschrift zum 50-jährigen Jubi
läum der AKNZ, Bonn 2003, 100 Seiten. 

Die illustrierte Festschrift, unter anderem mit einem 
Grußwort von Bundesinnenminister Otto Schily, gibt 
einen gut lesbaren und umfassenden Überblick über 
die Geschichte des Bevölkerungs- und Zivilschutzes. 

Wolfram Geier: Für eine neue Strategie zum Schutz 
der Bevölkerung in Deutschland - Überlegungen für 
eine gemeinsame Rahmenkonzeption zur Weiterent
wicklung des Zivilschutzes. Entwurf eines Grundsatz
papiers für das Bundesministerium des Innern und 
den Arbeitskreis V der Innenministerkonferenz. Schrif
tenreihe WissenschaftsForum, Band 4. AKNZ, 2002, 
67 Seiten. 

Deutsches Komitee für Katastrophenvorsorge 
(Hrsg.): Hochwasservorsorge in Deutschland. Lernen 
aus der Katastrophe 2002 im EIbegebiet. Lessons Lear
ned. Schriftenreihe des DKKV, Bd. 29, 2003, 144 Sei
ten. 

Die vom Deutschen Roten Kreuz finanzierte Studie 
ist von einer durch Uwe Grünewald, Lehrstuhl für Hy
drologie und Wasserwirtschaft an der BTU Cottbus, 
erstellten Kurzfassung ergänzt. Die Studie hat in Poli
tik, Verwaltung und Fachkreisen große Resonanz ge
funden, zeigt sie doch die Fähigkeit der Wissenschaft, 
Großschadensereignisse und Katastrophen in ihrer Vul
nerabilität und Eintrittswahrscheinlichkeit zu evaluie
ren . Zugleich legt sie die mangelnde Transformation 
und Information im Gefahren- (und Verwaltungs-lall
tag offen. Bedauerlich ist, dass das Kapitel 6, "Analyse 
der Katastrophenabwehr als Netzwerk und als Kom
munikation", ohne Mitwirkung eines Repräsentanten 
der operativen Kräfte erstellt wurde, sondern von So
ziologen der Katastrophenforschungsstelle der Uni Kiel. 

Zusammengestellt von Dr. Horst Schöttler 

Jenseits VOll 

KABUl 
C.H.Beck 

Straßen in die Zukunft 
Rupert Neudeck: Jenseits von 
Kabul - Unterwegs in Afghanistan. 
C.H. Beck 2003,217 Seiten, 
19,90 Euro 

"Als es noch Straßen gab in Af
ghanistan, führten sie alle nach Ka
bul." Dort, in der afghanischen Haupt
stadt, verharren die meisten Journa
listen und Diplomaten im Schutz der 
ISAF-Truppen. Das eigentliche Afgha
nistan jedoch liegt jenseits von Ka
bul. Hinter den Grenzen der schwer 
bewachten Hauptstadt, im ausgeblu
teten Hinterland, beginnt das eigent
liche Abenteuer. 

Rupert Neudeck, der im Jahr 1979 
das Hilfskomitee Cap Anamur grün
dete, stürzte sich immer wieder hin
ein . Sein Buch "Jenseits von Kabul" 
ist ein detaillierter Bericht über den 
desolaten Zustand eines vom Krieg 
zerstörten Landes und zugleich lie
beserklärung an eine ferne, faszinie
rende Kultur und ihre Menschen. 

"Jenseits von Kabul" ist ein sehr 
persönliches Portrait Afghanistans, 
das den Leser mitnimmt auf eine Rei 
se durch die verästelte Geschichte 
der Region, die nach dem Sturz des 
Taliban-Regimes vor einem Neuan
fang steht. Paschtunen, Tadschiken, 
Nuristani, Usbeken, Hazaras - sie alle 
müssen diesen Aufbau bewältigen. 
Ob es ihnen gelingen wird, hängt 
auch davon ab, wie der Westen die 
Regierung Karzai bei ihrer schwieri 
gen Aufgabe unterstützen wird. Neu
deck wollte mit seiner Arbeit immer 
Brücken schlagen, hin zu den Men
schen, die Hilfe benötigen . Davon 
schreibt er mit großer Empathie und 
lässt uns so teilhaben am großen Ex
periment einer hoffentlich friedvollen 
Neugründung. (je) 
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Spiegelung von 
Land und Menschen 
Gerd Ruge: Rückkehr nach 
Kabul - Eine fotografische Zeitreise. 
Verlagshaus Braun, 2003, 
29,90 Euro 

"Eine unzerstörte, aber fast tote 
Stadt - das war die Erinnerung, die 
ich 1990 von meinem letzten Aufent
halt in Kabul mitgenommen hatte." 
Mit diesem Satz beginnt Gerd Ruge 
seinen Reportagen-Band "Rückkehr 
nach Kabul". Und teilt mit dem Leser 
seine Überraschung, im Jahr 2002 
eine zerstörte, aber auch sehr leben
dige Stadt vorzufinden. 

Diese Überraschungsmomente hat 
Philipp Meuser in seinen Fotografien 
eingefangen . Meuser portraitiert eine 
Hauptstadt, die in Ruinen liegt. In der 
nichtsdestotrotz ein reges Markttrei
ben herrscht und in der sich die Men
schen im Frühjahr im Park treffen. 
Dieser Aufbruchsstimmung gegenü
ber stehen Bilder, die Georg Werner 
Gross im Jahr 1967 in Kabul gemacht 
hat und die verschleiert wirken, so 
wie Erinnerungsstücke, die hervor 
gesucht und sorgfältig abgestaubt 
werden, als wolle man sich verge
wissern, dass es früher tatsächlich 
mal so war. 

Die Bilder sind mit großem Einfüh
lungsvermögen arrangiert; der Leser 
blickt Menschen in die Augen, deren 
Kultur ihm zwar fremd ist, in deren 
Lächeln er sie jedoch erkennt. Und 
sich selbst vielleicht auch, wenn auch 
ganz weit weg, an einem anderen 
Ende der Welt. 

Ruge erzählt von Menschen, de
ren Seelen schwer gelitten haben . Er 
erzählt von einem Land, das unsere 
Unterstützung braucht auf einem lan
gen, steinigen Weg zur Demokratie 
und zur Anerkennung der Menschen
rechte . (je) 
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Katastrophen-Arithmetik 

n ... 
Wenn etwa die Erde bebte in Deutschland, im Großraum Stuttgart, und 

auf der Schwäbischen Alb? Um die Auswirkungen einer solchen Naturka
tastrophe vorherzusagen, riefen die Technische Universität Karlsruhe und 
das Geoforschungszentrum Karlsruhe vor zwei Jahren den Verbund Center 
for Disaster Management and Risk Reduction (Cedim) zusammen, an dem 
sich 79 Institute beteiligen. Die Forscher versprechen zwar keinen Schutz 
vor Naturgewalten, allerdings können die Daten helfen, deren Folgen zu 
begrenzen. Am 5. Mai stellten sie die ersten Ergebnisse vor. 

In Versuchsanlagen testeten die 
Forscher Hochwasserdämme im Maß
stab 1 : 80, um Strömungsverhält
nisse und die Auswirkungen von 
Flussspitzen besser erfassen zu kön
nen . Basierend auf diesen Daten er
rechnet der Computer, wie stark ein
zelne Stadtviertel gefährdet sind. Ob 
ein Damm bricht oder ein Sperrtor 
an einem Seiten kanal versagt. Die 
Einsatzzentrale kann dann innerhalb 
kürzester Zeit jene Menschen evaku
ieren, die am meisten gefährdet sind 
und Helfer dorthin schicken, wo sie 
am dringendsten benötigt werden . 

Der Forscherverbund hat mitt
lerweile eine Risikokarte für Baden
Württemberg erstellt, die unerwar
tete Schadenpotenziale bei einem 
Erdbeben anzeigt. Schon ein verhält
nismäßig kleines Beben der Stärke 
vier könnte in Stuttgart Schäden in 
Höhe von 400 Millionen Euro anrich
ten. Ein Erdbeben im Hohenzollern-

garben, eine Verwerfung in der Erd
kruste , die sich von der Landes
hauptstadt bis zum Bodensee er
streckt, könnte das 600 Kilometer 
lange Trinkwassernetz samt Boden
see-Pipeline zerstören, das Millionen 
von Menschen im Raum Stuttgart 
mit Trinkwasser versorgt. Auf Prüf
ständen untersuchen deshalb die 
Forscher in Karslruhe Baustoffe mit 
bis zu 1.500 Tonnen Quetschlast und 
hohen Scherkräften, um die Stoß-, 
Riss- und Bruchfestigkeit von Gebäu
den zu ermitteln . Schätzungsweise 
70 Prozent der Schäden ließen sich 
nach Einschätzung von Fachleuten 
durch bauliche Verbesserungen ver
meiden. 

Neben Erdstößen, Hochwasser 
und Stürmen wollen die Institute 
demnächst auch von Menschen aus
gelöste Katastrophen wie Terroran
griffe untersuchen . 
Thomas Jakob 
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acqua alta 

VomH 
zum 

W 55 r-
a as rop enschutz 

Die Hochwasserschutzmesse acqua alta in München erweitert ihr Ange
bot. Neben dem Kernthema Hochwasser widmet sich die Fachmesse künf
tig allen vom Klimawandel verursachten Naturkatastrophen. Die acqua 
alta 05 findet vom 18. bis 20. Januar 2005 auf dem Münchner Messegelän
de statt - erstmals parallel zur BAU, Europas führender Baufachmesse. 

Ausstellung und Kongress der er
weiterten acqua alta werden folgen
de Themen abdecken : Klima (Prog
nose, Vorhersage, Warnung), Hoch
wasserschutz, Katastrophenmanage
ment, Fluss- und Deichbau, Gebäu
detechnik und -materialien, Dienst
leistungen, Versicherungen . Neu im 
Portfolio sind die Segmente Lawinen, 
Muren, Glaziologie; Wassermanage
ment; Wassermangel; Dürre; Brand
bekämfpung; Sturmschäden; Wie
deraufforstung; Maritimer Küsten
schutz; Schutz vor alpinen Naturge
fahren. Als Folge der Angebotserwei
terung ändert sich auch Untertitel der 
acqua alta . Er lautet jetzt: ,,2 . Interna
tionale Fachmesse mit Kongress für 
Klimafolgen und Katastrophen
schutz". 

Klimaforscher des Intergovern
mental Panel on Climate Change 
(IPCC) rechnen für das 21. Jahrhun
dert mit einem durchschnittlichen 
Temperaturanstieg von 1,4 bis 5,8 
Grad Celsius . Das bedeutet einen 
Anstieg des Meeresspiegels um neun 
bis 88 Zentimeter bis zum Jahr 2100. 
Auch das Niederschlagsmuster wird 
sich ändern . Feuchtgebiete werden 
überall auf der Welt noch feuchter 
und Trockengebiete noch trockener. 
Der Klimawandel erfordert neue Stra
tegien und Produkte für Hochwasser, 
Dürre und Sturm. 

Vor diesem Hintergrund versteht 
sich die acqua alta 05 als Kommuni
kationsplattform für alle Fachleute 
untersch iedlicher Disziplinen aus In
dustrie und Politik, Wissenschaft und 
Verwaltung, die sich mit den Folgen 
des Klimawandels beschäftigen und 
an entsprechenden Lösungen arbei
ten Dazu zählen Experten aus euro
päisch n In titutionen ebenso wie 
Bundes- und andesministe ien und 
Ko munen, Katastrophenschutzor-
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ganisationen, Bundeswehr und Hilfs
dienste sowie die Baubranche und 
Wetterdienste. 

Der Kongress der acqua alta 05 hat 
im Vergleich zur letzten Veranstaltung 
eine neue Struktur: Unterteilt in vier 
Themenblöcke werden an zwei Ta
gen alle Themen zu Klimafolgen und 
Wassermanagement dargestellt. 
Neue Themen im Kongress sind 
Raumplanung und staatenübergrei
fender Katastrophenschutz, ebenso 
wie die spezifischen Probleme der 
Alpenländer. 

acqua alta und BAU 
Die acqua alta wird auf 10.000 Qua

dratmetern Brutto-Ausstellungsfläche 
in der Halle C4 der Neuen Messe 
München stattfinden - erstmals pa
rallel zur BAU 2005, Europas führen
der Baufachmesse, die regelmäßig 
die Marktführer der europäischen 
Bauwirtschaft zu einer einmaligen 
Leistungsschau zusammenführt. Be
sucher der acqua alta werden mit ih
rer Eintrittskarte auch Zugang zur 
BAU haben - und umgekehrt. Nach 
Überzeugung der Messeleitung wer
den beide Veranstaltungen von 
einander profitieren und sich inhalt
lich hervorragend ergänzen. Viele der 
rund 18.000 Fachleute aus Architek
tur- und Planungsbüros, welche die 
BAU besuchen, zeigen auch Interes
se für die Themenfelder der acqua 
alta . Umgekehrtfinden insbesondere 
Fachleute aus Bund, Ländern und 
Gemeinden, die sich für städtebauli
che Entwicklungen interessieren, auf 
der BAU ein umfangreiches Reser
voir an technischem und gestalteri
schem Know-How im europäischen 
Industrie- und Objektbau. 
Thomas Jakob 
Informationen: www.acqua-alta.de 
www.bau-muencben.ite 

DKKV 

Auf der Suche 
nach dem Risiko 

"Auf der Suche nach dem Risiko -
Ein aktuelles Symposium zu Fragen 
der Risikowahrnehmung und Kata
strophenvorsorge in Deutschland" -
unter diesem Motto finden am 13. 
und 14. Oktober 2004 das diesjähri
ge, mittlerweile fünfte DKKV-Forum 
und der Gefahrentag statt. Das Deut
sche Komitee für Katastrophenvor
sorge arbeitet in diesem Jahr mit der 
Joha n nes-G utenberg-U n iversität 
Mainz und dem ZDF zusammen. Ver
anstaltungsort ist das ZDF in Mainz 
(Lerchenberg). 

Der Gefahrentag ist die jährliche 
Plattform für die fachpolitische und 
öffentlichkeitswirksame Positionie
rung des Themas Katastrophenvor
sorge in Deutschland, das Forum 
dient der wissenschaftlichen Aus
sprache. 
Gefahrentag am 13. Oktober: "Ris
kantes Leben - Naturkatastrophen 
auch in Deutschland" 
Impulsreferate : 
• Boten am Himmel: Welche Fakten 

Satelliten liefern 
• Frisches Geld für Katastrophenfor

schung 
• Viele Fragen - Wer hat die Antwor

ten? 
Podiumsdiskussionen: 
• Globaler Wandel - Lokale Strate

gien? 
• Wie wir uns auf Katastrophen ein

stellen können 

Forum am 14. Oktober: "Natur
gefahren im Fokus der Wissen
schaft - Strategien der Sensibili
sierung und räumlichen Vorsorge" 

Zur Diskussion steht in diesem 
Jahr die Visualisierung von Natur
gefahren als wichtiger Baustein in 
der Vermittlung von Problembe
wusstsein. 

Parallel findet eine Posteraus
stellung statt. Poster müssen bis 
zum 15. Juli 2004 mit Inhaltsbe
schreibung beim DKKV angemel
det werden. 

Winfried Glass 
Weitere Informationen unter 
www.dkkv.arg 
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Ausbildung 

Johanniter schulen 
für die Bundeswehr 

Die Bundeswehr hat neue Partner 
in der Ausbildung: Im Rahmen eines 
Pilotprojektes bildete die Johanniter 
Akademie Münster erstmals und mit 
viel Erfolg Bundeswehrangehörige zu 
Rettungsassistenten aus. Die ersten 
20 Absolventen wurden jetzt in ei
nem Festakt verabschiedet. 

Die Zeitsoldaten aus ganz Deutsch
land haben sechs Monate theoreti
scher zivil-militärischer Aus- und 
Weiterbildung hinter sich. In 680 Un
terrichsstunden lernten sie, wie Ver
letzte medizinisch versorgt werden 
müssen. Ihre Fähigkeiten müssen sie 
nun in einem einjährigen Anerken
nungsjahr in einer Rettungswache 
unter Beweis stellen. Danach werden 
sie in ihrer weiteren militärischen 
Laufbahn in medizinischen Versor
gungsbereichen tätig sein. Gleichzei
tig besitzen sie bereits eine Qualifi
kation für einen Zivilen Beruf, den sie 
nach ihrer Bundeswehrzeit ausüben 
können. 

Für neue Kultur des Helfens 
Johanniter-Präsident General a.D. 

Hans-Peter von Kirchbach wünsch
te, dass eine neue Kultur des Helfens 
entstehen möge. Er ermutigte die jun
gen Rettungsassistenten, stets zum 
Lernen und zur Weiterbildung bereit 
zu sein und einen ständigen Dialog 
zwischen Lernenden und Lehrenden 
stattfinden zu lassen. "Ich hoffe, dass 
Sie Ihre Arbeitskraft auch einmal eh
renamtlich zur Verfügung stellen", 
fügte der Präsident an die Absolven
ten gerichtet hinzu. 

Die Bedeutung des Berufs "Ret
tungsassistent" für die Auslandsein
sätze der Bundeswehr betonte Ge
neralarzt Dr. Jürgen Dick, Stabsab
teilungsleiter im Verteidigungsminis
terium. "Unsere Soldaten vertrauen 
auf eine gute medizinische Versor
gung. Sie tragen dazu bei, dass wir 
unseren Versorgungsauftrag erfüllen 
können." Er freute sich über die gute 
Zusammenarbeit mit den Johannitern 
und kündigte nicht nur die Wieder
holung, sondern eine Erweiterung 
derselben an. (von Jakubowsky) 
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Innovation 

Schonwi~ 
neuer rt-Multigleiter 

In der Ausgabe 1/2004 haben wir den Multigleiter FLG 620/FLG 640, ein 
katamaran-ähnliches Luftschrauben-Gleitboot mit einem Hubraum von fast 
4.000 ccm, 103 kW (140 PS) und 6,40 m Länge vorgestellt. Das Boot wird 
bei der Freiwilligen Feuerwehr von Prien am Chiemsee zum Einsatz auf 
dem "Bayerischen Meer" vorgehalten. Bei der acqua alta im November 
2003 fand es in der Fachwelt außerordentliche Aufmerksamkeit. 

Nunmehr hat Reinhold Ficht, der 
Konstrukteur, erneut einen Multiglei
ter vorgestellt: den FLG 450. Dieses 
Gerät ist für den Einsatz auf kleinen 
Seen und Flüssen - gleichgültig in 
welchem Aggregatzustand (ob Eis, 
Schnee oder Morast) - tauglich . Es 
ist erheblich leichter und elastischer 
und mit einem herkömmlichen BMW
Motorrad-Motor ausgerüstet. 

Die Besonderheiten von Bootskör
per und Propeller sind folgende: 
• Schlauchkörper aus besonders wi

derstandsfähigem Gummi 
• Verstärkung mit Glas-Aramitfasern 
• Glatter Aluminiumboden mit be

sonderer Gleitschicht 
• 3-oder 4-Blatt Luftschraube 
• Propeller gittergeschützt 

Das Sonderschlauchboot eignet 
sich für Transport- und Rettungsein
sätze auf Flüssen, Seen und über
schwemmten Bereichen sowie auf 
Schnee, Eis, Kies sowie sumpfigem 
und morastigem Gelände. Da der 
Antrieb über dem Schlauchboot-Glei
ter angebracht ist, treten Verbiegun
gen von Schrauben, Verstopfungen 
bei Jetantrieben und Ansaug-Naku
um-Probleme wie bei Hoovercraft
Luftkissenbooten nicht auf. 

Eine sehr 
persönliche Wertung: 

Ich mag Tüftler und Bastler, ich 
habe große Hochachtung vor Er
findern und Konstrukteuren; sie 
sind erneuernd, innovativ, opti
mistisch. Und sie fragen nicht zu 
allererst: Was kommt für mich 
heraus? Reinhold Ficht gehört zu 
diesem Kreis. Er hat in diesen 
Multigleiter Können, Erfahrung, 
Interesse, viel Geld und noch 
mehr Herzblut gesteckt. Mit 75 
Lebensjahren und mehr als 50 Be
rufsjahren hat er noch einmal et
was entwickelt, was im Rettungs
und Notfall bisher noch nicht vor
handen war. Sicher: der Markt für 
das Ficht Luftschrauben-Gleit
boot ist nicht groß, aber er ist 
vorhanden. Auch in einer Zeit 
knapper Kassen sind Menschen
leben unersetzlich, die Rettung 
erkrankter und verunfallter Men
schen unverzichtbar und Kultur
und Sachgüter unwiederbring
lich. 

Dr. Horst Schöttler 
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Personalia 

Katastro 
in Ira 

henhelfer für ihren Einsatz 
und Iran ausgezeichnet 

von C/audia Kühn, Ber/in 

Alt-Bundespräsident Richard von Weizsäcker, Schirmherr der Aktion 
Deutschland Hilft (ADH), hat sieben Katastrophenhelfer deutscher Hilfsor
ganisationen tür ihren besonderen humanitären Einsatz ausgezeichnet. 

Die "Stunde der Helfer" schlug am 
1. April 2004 im Magnus-Haus in Ber
lin-Mitte. Ein festlicher Ort also, an 
dem der Schirmherr der Aktion 
Deutschland Hilft (ADH). Alt-Bundes
präsident Richard von Weizsäcker, 
jenen dankte, die selbstlos ihre Kraft, 
ihr Engagement, ihre Zeit und ihr Le
ben in den Dienst anderer stellen. 

Weizsäcker betonte, dass es legi
tim sei , darüber zu streiten, wie und 
mit welchen Mitteln geholfen werde; 
dass es jedoch sinnlos sei, darüber 
zu streiten, dass geholfen werden 
müsse. Die menschliche Hilfe mache 
neben der finanziellen Unterstützung 
den wichtigsten Beistand in der Ka
tastrophenhilfe aus. In dieser Hinsicht 
werde eine Arbeit geleistet, die über 
den unersetzbaren Dienst der einzel
nen Hilfsorganisationen hinaus eine 
einzigartige, individuelle Hilfe biete, 
deren Wert nicht hoch genug ge
schätzt werden könne. 

Der ehemalige Bundespräsident 
betonte überdies den friedensstiften 
den Aspekt des humanitären Enga
gements : "Die Arbeit dieser humani
tären Helfer, die freiwillig ein hohes 
persönliches Risiko bei ihren Einsät
zen eingehen, ist eine gelebte Bot
schaft für mehr Menschlichkeit. Die 
Welt braucht tätige Fürsprecher der 
Menschlichkeit." 

Die erste Auszeichnung ging an 
Mathias Brandt vom THW. Er setzte 
2003 seinen Jahresurlaub für einen 
freiwilligen Einsatz im Irak ein, wo er 

Dank an VLR Peter Platte 

in Bagdad an der Instandsetzung des 
Wasserversorgungssystems mitar
beitete. 

Frank Brenda von der Organisati
on ADRA hat im Irak als verantwortli
cher Koordinator Krankenhäuser mit 
Medikamenten und Hilfsgütern aus
gestattet. Aber auch im iranischen 
Bam organisierte er Soforthilfemaß
nahmen für die Überlebenden des 
schweren Erdbebens. 

Peter Happe vom Arbeiter-Sama
riter-Bund Deutschland war sowoh l 
im Irak als auch im Iran als Katastro
phenhelfer tätig . Im Westen von Irak 
half er nach Kriegsende, ein Kran
kenhaus mit dringend benötigten me
dizinischen Geräten auszustatten. Er 
beschaffte auch Pumpen, Filter und 
Chloranlagen, um im Krankenhaus 
die Wasserversorgung mit reinem 
Trinkwasser wieder zu gewährleis
ten . Peter Happe half außerdem in 
Bam nach dem verheerenden Erd
beben beim Wiederaufbau einer 
Schule. 

Auf der Basis der Informationen 
von Doris Knöchel, tätig für die World 
Vision Deutschland, wurden die not
wendigen Hilfsmaßnahmen im Irak 
koordiniert. Sie sorgt dafür, dass die 
Hilfsmittel optimal eingesetzt werden. 
Insgesamt konnten mit ihrer Hilfe 
mehr als 200 Schulen von World Vi
sion im Westirak wieder aufgebaut 
werden . 

Carst en Völz von CARE Deutsch
land hat fünf Monate lang unter fast 

unerträglichen Bedingungen zwei 
Flüchtlingslager in Jordanien verant
wortlich geleitet. 

Peter W illers von HELP - Hilfe zur 
Selbsthilfe e.V. hat nach einer erfolg 
reichen Karriere bei der Bundeswehr 
seinen Ruhestand nicht angetreten, 
sondern leistet eine lebensgefährli 
che Arbeit : Er ist Minen- bzw. Kampf
mitteiräumer. Sofort nach Kriegsen
de reist er in das jeweilige Krisenge
biet (Kosovo, Bosnien-Herzegowina, 
Albanien, Tschad und Irak). um dort 
Minen und Kampfmittel zu beseitigen 
und so viele Leben zu retten. 

Rolf Zipf-Marks, Einheitsführer der 
Rettungshundestaffe l des Malteser 
Hilfsdienstes e.V., brachte seine Lab
radorhündin Joy zur Ehrung mit. Mit 
ihr suchte er nach dem verheeren
den Erdbeben in der iranischen Stadt 
Bam nach Überlebenden. Er erzählte 
von den vielen kleinen Gesten der 
Dankbarkeit der iranischen Bevölke
rung. Nur ein Beispiel : Obwohl Hun
de im Iran als unrein gelten und des
halb nicht geachtet werden, hätten 
die Menschen seiner Hündin Wasser 
gereicht. 

Sieben Katastrophenhelfer wurden 
am 1. April aus der Anonymität der 
unzähligen Helfer herausgehoben . 
Der ADH-Vorstandssprecher Heribert 
Röhrig erklärte, dass diese Auszeich
nungen stellvertretend für Hunderte 
Katastrophenhelfer stünden, die sich 
weltweit in Entwicklungs- und Sofort
hilfeprojekten für Menschen in Not 
einsetzen. Diese Auszeichnungen soll 
ihnen, aber auch den anderen stillen 
Helfern als ein Ausdruck des Dankes 
und der Ermutigung gelten. 

Der Vortragende Legationsrat Peter Platte vom Auswärtigen Amt war langjähriger Partner und zuständiger 
Referent des Auswärtigen Amtes für das DKKV und hat dessen Entstehen aus dem Deutschen IDNDR-Komitee 
heraus begleitet und stets tatkräftig unterstützt. Die Vorsitzende des DKKV, Dr. Irmgard Schwaetzer, verabschiede
te ihn anlässlich der DKKV-Vorstandssitzung am 19. April. Platte geht in diesem Sommer nach Paris zur deutschen 
UNESCO-Vertretung. (wg) 
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